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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 255/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf Ar-
tikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im An-
hang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 16. Februar 2006 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
J. L. DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66. Verordnung zuletzt geändert
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 15. Februar 2006 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 112,2
204 44,6
212 139,7
624 111,0
999 101,9

0707 00 05 052 128,6
204 101,3
628 147,3
999 125,7

0709 10 00 220 89,7
624 95,8
999 92,8

0709 90 70 052 116,2
204 69,1
999 92,7

0805 10 20 052 51,0
204 50,1
212 43,6
220 46,1
448 47,7
624 60,6
999 49,9

0805 20 10 204 99,5
999 99,5

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 61,0
204 122,3
220 82,2
464 141,5
624 78,7
999 97,1

0805 50 10 052 51,4
220 44,3
999 47,9

0808 10 80 400 114,3
404 99,5
528 80,3
720 73,4
999 91,9

0808 20 50 388 90,1
400 106,9
512 67,9
528 83,3
720 63,0
999 82,2

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 750/2005 der Kommission (ABl. L 126 vom 19.5.2005, S. 12). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 256/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung zur Ausfuhr von Gerste aus Beständen der tschechischen
Interventionsstelle in Belgien

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1784/2003 des Rates
vom 29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der Kommission (2)
regelt die Verfahren und Bedingungen für die Abgabe
von Getreide aus Beständen der Interventionsstellen.

(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 3002/92 der Kommission (3)
regelt die Überwachung der Verwendung und/oder Be-
stimmung von Erzeugnissen aus den Beständen der Inter-
ventionsstellen.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage ist es angebracht, eine
Dauerausschreibung zur Ausfuhr von 53 665 Tonnen
Gerste aus Beständen der tschechischen Interventions-
stelle in Belgien gemäß der Entscheidung der Kommis-
sion zur Ermächtigung der Tschechischen Republik,
300 000 Tonnen Getreide aus dem Wirtschaftsjahr
2004/05 außerhalb seines Hoheitsgebiets zu lagern (4),
zu eröffnen.

(4) Damit die betreffenden Vorgänge ordnungsgemäß durch-
geführt und kontrolliert werden können, sind besondere
Durchführungsbestimmungen zu erlassen. Zu diesem
Zweck ist eine Sicherheitsregelung vorzusehen, welche
die Einhaltung der angestrebten Ziele gewährleistet,
ohne dass sich für die Ausführer übermäßige Belastungen
ergeben. Daher ist von einigen Bestimmungen, insbeson-
dere der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93, abzuweichen.

(5) Um Wiedereinfuhren zu vermeiden, müssen die Ausfuh-
ren im Rahmen der mit der vorliegenden Verordnung
eröffneten Ausschreibung auf bestimmte Drittländer be-
schränkt werden.

(6) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung des Systems
sollten die von der Kommission angeforderten Informa-
tionen elektronisch übermittelt werden.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die tschechische Interventionsstelle nimmt eine Dauerausschrei-
bung für die Ausfuhr von Gerste aus ihren Beständen an den in
Anhang I der vorliegenden Verordnung aufgeführten Orten un-
ter den in der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 festgelegten
Bedingungen vor, soweit in der vorliegenden Verordnung nichts
anderes vorgesehen ist.

Artikel 2

Die Ausschreibung betrifft eine Höchstmenge von 53 665 Ton-
nen Gerste. Diese Höchstmenge darf nach allen Drittländern
ausgeführt werden, mit Ausnahme von Albanien, Bosnien und
Herzegowina, Bulgarien, Kanada, Kroatien, Liechtenstein, der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Mexiko, Ru-
mänien, Serbien und Montenegro (5), der Schweiz und der Ver-
einigten Staaten von Amerika.

Artikel 3

(1) Bei den Ausfuhren im Rahmen dieser Verordnung werden
weder Ausfuhrerstattungen, Ausfuhrabgaben noch monatliche
Zuschläge angewandt.

(2) Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93
wird nicht angewandt.

(3) Abweichend von Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 2131/93 gilt für die Ausfuhr der Angebotspreis
ohne monatlichen Zuschlag.

Artikel 4

(1) Die Ausfuhrlizenzen gelten ab ihrer Erteilung gemäß Ar-
tikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 bis zum Ende des
vierten darauf folgenden Monats.
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung zuletzt geändert
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(4) Der Tschechischen Republik am 17. Juni 2005 mitgeteilt. Geändert
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(5) Einschließlich des Kosovo im Sinne der Resolution 1244 des UN-
Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999.



(2) Den Angeboten, die im Rahmen der nach dieser Verord-
nung eröffneten Ausschreibung eingereicht werden, müssen
keine Ausfuhrlizenzanträge nach Artikel 49 der Verordnung
(EG) Nr. 1291/2000 der Kommission (1) beigefügt sein.

Artikel 5

(1) Abweichend von Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2131/93 endet die Angebotsfrist der ersten Teilaus-
schreibung am 23. Februar 2006 um 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit).

Die Angebotsfristen der folgenden Teilausschreibungen enden
jeweils am Donnerstag um 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit), ausgenom-
men der 13. April 2006 und der 25. Mai 2006, da in diesen
Wochen keine Ausschreibungen stattfinden.

Die letzte Teilausschreibung endet am 22. Juni 2006 um 9.00
Uhr (Brüsseler Zeit).

(2) Die Angebote sind bei der tschechischen Interventions-
stelle einzureichen, deren Anschrift folgendermaßen lautet:

Statní zemědělsky intervenční fond
Odbor Rostlinných Komodit
Ve Smečkách 33
CZ-110 00, Praha 1
Tel. (420-2) 22 87 16 67
Fax (420-2) 96 80 64 04.

Artikel 6

Die Interventionsstelle, der Lagerhalter und, wenn er dies
wünscht, der Zuschlagsempfänger entnehmen einvernehmlich
nach Wahl des Zuschlagsempfängers vor oder bei der Auslage-
rung der zugeschlagenen Partie mindestens eine Kontrollprobe
je 500 Tonnen und analysieren diese Proben. Die Interventions-
stelle kann durch einen Beauftragten vertreten sein, sofern es
sich bei diesem nicht um den Lagerhalter handelt.

Die Entnahme der Kontrollproben und ihre Analyse erfolgen
innerhalb von sieben Arbeitstagen nach dem Antrag des Zu-
schlagsempfängers oder innerhalb von drei Arbeitstagen, wenn
die Probenahme bei der Auslagerung erfolgt.

Im Widerspruchsfall werden die Analyseergebnisse der Kommis-
sion auf elektronischem Wege mitgeteilt.

Artikel 7

(1) Der Zuschlagsempfänger muss die Partie in unveränder-
tem Zustand annehmen, wenn das endgültige Ergebnis der Pro-
benanalyse eine Qualität zeigt,

a) die besser ist als die in der Ausschreibungsbekanntmachung
vorgesehene;

b) die bessere Merkmale als die für interventionsfähiges Ge-
treide erforderlichen Mindestmerkmale aufweist, aber die in
der Ausschreibungsbekanntmachung vorgesehene Qualität
nicht erreicht, ohne jedoch folgende Grenzwerte zu über-
schreiten:

— 1 kg/hl für das spezifische Gewicht, ohne dass dies nied-
riger ist als 64 kg/hl,

— einen Prozentpunkt beim Feuchtigkeitsgehalt,

— einen halben Prozentpunkt bei den Verunreinigungen
nach Buchstabe B Nummer 2 bzw. Nummer 4 des An-
hangs der Verordnung (EG) Nr. 824/2000 der Kommis-
sion (2),

— einen halben Prozentpunkt bei den Verunreinigungen
nach Buchstabe B Nummer 5 des Anhangs I der Ver-
ordnung (EG) Nr. 824/2000, wobei die zulässigen Pro-
zentsätze für schädliche Körner und Mutterkorn unver-
ändert bleiben.

(2) Zeigt das endgültige Ergebnis der Probenanalyse eine
Qualität, die bessere Merkmale als die für interventionsfähiges
Getreide erforderlichen Mindestmerkmale aufweist, aber die in
der Ausschreibungsbekanntmachung vorgesehene Qualität nicht
erreicht und die unter Absatz 1 Buchstabe b genannten Abwei-
chungen überschreitet, so kann der Zuschlagsempfänger

a) entweder die Partie in unverändertem Zustand annehmen

b) oder die Übernahme der Partie ablehnen.

In dem in Unterabsatz 1 Buchstabe b vorgesehenen Fall wird
der Zuschlagsempfänger von allen Pflichten hinsichtlich der Par-
tie einschließlich der Sicherheitsleistung erst entbunden, wenn er
die Kommission und die Interventionsstelle anhand des Formu-
lars in Anhang II unverzüglich davon in Kenntnis gesetzt hat.

(3) Zeigt das endgültige Ergebnis der Probenanalyse eine
Qualität, welche die für interventionsfähiges Getreide erforder-
lichen Mindestmerkmale nicht aufweist, so darf der Zuschlags-
empfänger die betreffende Partie nicht übernehmen. Er wird erst
von allen Pflichten hinsichtlich der Partie einschließlich der Si-
cherheitsleistung entbunden, wenn er die Kommission und die
Interventionsstelle anhand des Formulars in Anhang II unver-
züglich davon in Kenntnis gesetzt hat.
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Artikel 8

In dem in Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b und
Absatz 3 vorgesehenen Fall kann der Zuschlagsempfänger bei
der Interventionsstelle beantragen, ihm aus Interventionsbestän-
den ohne zusätzliche Kosten eine andere Partie Gerste der vor-
gesehenen Qualität zu liefern. In diesem Fall wird die Sicherheit
nicht freigegeben. Die betreffende Partie ist innerhalb von
höchstens drei Tagen nach dem Antrag des Zuschlagsempfän-
gers zu ersetzen. Der Zuschlagsempfänger setzt die Kommission
anhand des Formulars in Anhang II unverzüglich davon in
Kenntnis.

Hat der Zuschlagsempfänger nach wiederholten Ersatzlieferun-
gen nicht innerhalb eines Monats nach Einreichung seines dies-
bezüglichen Antrags eine Ersatzpartie der vorgesehenen Qualität
erhalten, so wird er von allen seinen Pflichten einschließlich der
Sicherheitsleistung entbunden, wenn er die Kommission und die
Interventionsstelle anhand des Formulars in Anhang II unver-
züglich davon in Kenntnis gesetzt hat.

Artikel 9

(1) Erfolgt die Auslagerung der Gerste, bevor die Analyseer-
gebnisse gemäß Artikel 6 vorliegen, so trägt der Zuschlagsemp-
fänger alle Risiken nach der Übernahme der Partie, unbeschadet
etwaiger Rechtsbehelfe, die ihm gegenüber dem Lagerhalter zu-
stehen.

(2) Die Kosten der Probenahmen und Analysen gemäß Arti-
kel 6, ausgenommen diejenigen für Analysen, die zu den Er-
gebnissen gemäß Artikel 7 Absatz 3 führen, gehen für jeweils
höchstens 500 Tonnen und mit Ausnahme der Kosten, die beim
Umlauf im Silo entstehen, zu Lasten des Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL). Der
Zuschlagsempfänger trägt die Kosten des Umlaufs im Silo und
der von ihm gegebenenfalls beantragten zusätzlichen Analysen.

Artikel 10

Abweichend von Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr.
3002/92 tragen die Dokumente über den Verkauf von Gerste
im Rahmen dieser Verordnung, insbesondere die Ausfuhrlizenz,
der Abholschein nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der ge-
nannten Verordnung, die Ausfuhrerklärung und gegebenenfalls
das Kontrollexemplar T5 einen der Vermerke gemäß Anhang III.

Artikel 11

(1) Die gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 zu leistende Sicherheit wird freigegeben, sobald
dem Zuschlagsempfänger die Ausfuhrlizenz erteilt worden ist.

(2) Abweichend von Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2131/93 wird die Verpflichtung zur Ausfuhr durch
eine Sicherheit gewährleistet, die der Differenz zwischen dem
am Tag des Zuschlags geltenden Interventionspreis und dem
Zuschlagspreis entspricht, mindestens jedoch 25 EUR je Tonne
beträgt. Die Sicherheit ist jeweils zur Hälfte bei der Erteilung der
Ausfuhrlizenz und vor der Übernahme des Getreides zu leisten.

Artikel 12

Die tschechische Interventionsstelle teilt der Kommission spä-
testens zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die einge-
gangenen Angebote auf elektronischem Wege mit. Die Ange-
bote sind anhand des Formulars in Anhang IV zu übermitteln.

Artikel 13

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Menge
(in Tonnen)

Gent 53 665

ANHANG II

Ablehnung und etwaige Ersetzung von Partien im Rahmen der Dauerausschreibung zur Ausfuhr von Gerste aus
Beständen der tschechischen Interventionsstelle in Belgien

(Verordnung (EG) Nr. 256/2006)

— Name des Zuschlagsempfängers:

— Datum des Zuschlags:

— Datum der Ablehnung der Partie durch den Zuschlagsempfänger:

Partienummer Menge
(Tonnen) Anschrift des Silos Begründung der Ablehnung

— spezifisches Gewicht (kg/hl)
— % Auswuchs
— % Schwarzbesatz
— % nicht einwandfreies Grundgetreide
— Sonstiges
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ANHANG III

Vermerke gemäß Artikel 10

— Spanisch: Cebada de intervención sin aplicación de restitución ni gravamen, Reglamento (CE) no 256/2006

— Tschechisch: Intervenční ječmen nepodléhá vývozní náhradě ani clu, nařízení (ES) č. 256/2006

— Dänisch: Byg fra intervention uden restitutionsydelse eller -afgift, forordning (EF) nr. 256/2006

— Deutsch: Interventionsgerste ohne Anwendung von Ausfuhrerstattungen oder Ausfuhrabgaben, Verordnung (EG)
Nr. 256/2006

— Estnisch: Sekkumisoder, mille puhul ei rakendata toetust või maksu, määrus (EÜ) nr 256/2006

— Griechisch: Κριθή παρέμβασης χωρίς εφαρμογή επιστροφής ή φόρου, κανονισμός (ΕΚ) αριθ. 256/2006

— Englisch: Intervention barley without application of refund or tax, Regulation (EC) No 256/2006

— Französisch: Orge d'intervention ne donnant pas lieu à restitution ni taxe, règlement (CE) no 256/2006

— Italienisch: Orzo d'intervento senza applicazione di restituzione né di tassa, regolamento (CE) n. 256/2006

— Lettisch: Intervences mieži bez kompensācijas vai nodokļa piemērošanas, Regula (EK) Nr. 256/2006

— Litauisch: Intervenciniai miežiai, kompensacija ar mokesčiai netaikytini, Reglamentas (EB) Nr. 256/2006

— Ungarisch: Intervenciós árpa, visszatérítés, illetve adó nem alkalmazandó, 256/2006/EK rendelet

— Niederländisch: Gerst uit interventie, zonder toepassing van restitutie of belasting, Verordening (EG) nr. 256/2006

— Polnisch: Jęczmień interwencyjny nie dający prawa do refundacji ani do opłaty, rozporządzenie (WE)
nr 256/2006

— Portugiesisch: Cevada de intervenção sem aplicação de uma restituição ou imposição, Regulamento (CE)
n.o 256/2006

— Slowakisch: Intervenčný jačmeň, nepodlieha vývozným náhradám ani clu, nariadenie (ES) č. 256/2006

— Slowenisch: Intervencija ječmena brez zahtevkov za nadomestila ali carine, Uredba (ES) št. 256/2006

— Finnisch: Interventio-ohra, johon ei sovelleta vientitukea eikä vientimaksua, asetus (EY) N:o 256/2006

— Schwedisch: Interventionskorn, utan tillämpning av bidrag eller avgift, förordning (EG) nr 256/2006.
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ANHANG IV

Formular (*)

Dauerausschreibung zur Ausfuhr von Gerste aus Beständen der tschechischen Interventionsstelle in Belgien

(Verordnung (EG) Nr. 256/2006)

1 2 3 4 5 6 7

Lfd. Nummer
der Bieter

Nummer der
Partie

Menge
(Tonnen)

Angebotspreis
(EUR/t) (1)

Zuschläge
(+)

Abschläge
(–)

(EUR/t)
(zur Erinne-

rung)

Handels-
kosten (2)
(EUR/t)

Bestimmung

1

2

3

usw.

(1) Dieser Preis enthält die Zu- oder Abschläge betreffend die Partie, auf die sich das Angebot bezieht.
(2) Die Handelskosten entsprechen den Kosten für Dienst- und Versicherungsleistungen, die nach der Auslagerung aus der Intervention bis

zum fob-Stadium im Ausfuhrhafen mit Ausnahme der Transportkosten getragen werden. Die mitgeteilten Kosten werden anhand der
durchschnittlichen tatsächlichen Kosten ermittelt, die von der Interventionsstelle in dem Halbjahr festgestellt werden, das der Eröffnung
des Ausschreibungszeitraums vorausgeht, und werden in EUR je Tonne ausgedrückt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 257/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung zur Ausfuhr von Weichweizen aus Beständen der
tschechischen Interventionsstelle in Belgien

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1784/2003 des Rates
vom 29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der Kommission (2)
regelt die Verfahren und Bedingungen für die Abgabe
von Getreide aus Beständen der Interventionsstellen.

(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 3002/92 der Kommission (3)
regelt die Überwachung der Verwendung und/oder Be-
stimmung von Erzeugnissen aus den Beständen der Inter-
ventionsstellen.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage ist es angebracht, eine
Dauerausschreibung zur Ausfuhr von 105 797 Tonnen
Weichweizen aus Beständen der tschechischen Interven-
tionsstelle in Belgien gemäß der Entscheidung der Kom-
mission zur Ermächtigung der Tschechischen Republik,
300 000 Tonnen Getreide aus dem Wirtschaftsjahr
2004/05 außerhalb seines Hoheitsgebiets zu lagern (4),
zu eröffnen.

(4) Damit die betreffenden Vorgänge ordnungsgemäß durch-
geführt und kontrolliert werden können, sind besondere
Durchführungsbestimmungen zu erlassen. Zu diesem
Zweck ist eine Sicherheitsregelung vorzusehen, welche
die Einhaltung der angestrebten Ziele gewährleistet,
ohne dass sich für die Ausführer übermäßige Belastungen
ergeben. Daher ist von einigen Bestimmungen insbeson-
dere der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 abzuweichen.

(5) Um Wiedereinfuhren zu vermeiden, müssen die Ausfuh-
ren im Rahmen der mit der vorliegenden Verordnung
eröffneten Ausschreibung auf bestimmte Drittländer be-
schränkt werden.

(6) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung des Systems
sollten die von der Kommission angeforderten Informa-
tionen elektronisch übermittelt werden.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die tschechische Interventionsstelle nimmt eine Dauerausschrei-
bung für die Ausfuhr von Weichweizen aus ihren Beständen an
den in Anhang I der vorliegenden Verordnung aufgeführten
Orten unter den in der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 fest-
gelegten Bedingungen vor, soweit in der vorliegenden Verord-
nung nichts anderes vorgesehen ist.

Artikel 2

Die Ausschreibung betrifft eine Höchstmenge von 105 797
Tonnen Weichweizen. Diese Höchstmenge darf nach allen Dritt-
ländern ausgeführt werden, mit Ausnahme von Albanien, Bos-
nien und Herzegowina, Bulgarien, Kroatien, Liechtenstein, der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Rumänien,
Serbien und Montenegro (5) und der Schweiz.

Artikel 3

(1) Bei den Ausfuhren im Rahmen dieser Verordnung werden
weder Ausfuhrerstattungen, Ausfuhrabgaben noch monatliche
Zuschläge angewandt.

(2) Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93
wird nicht angewandt.

(3) Abweichend von Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 2131/93 gilt für die Ausfuhr der Angebotspreis
ohne monatlichen Zuschlag.
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung zuletzt geändert
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Artikel 4

(1) Die Ausfuhrlizenzen gelten ab ihrer Erteilung gemäß Ar-
tikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 bis zum Ende des
vierten darauf folgenden Monats.

(2) Den Angeboten, die im Rahmen der nach dieser Verord-
nung eröffneten Ausschreibung eingereicht werden, müssen
keine Ausfuhrlizenzanträge nach Artikel 49 der Verordnung
(EG) Nr. 1291/2000 der Kommission (1) beigefügt sein.

Artikel 5

(1) Abweichend von Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2131/93 endet die Angebotsfrist der ersten Teilaus-
schreibung am 23. Februar 2006 um 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit).

Die Angebotsfristen der folgenden Teilausschreibungen enden
jeweils am Donnerstag um 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit), ausgenom-
men der 13. April 2006 und der 25. Mai 2006, da in diesen
Wochen keine Ausschreibungen stattfinden.

Die letzte Teilausschreibung endet am 22. Juni 2006 um 9.00
Uhr (Brüsseler Zeit).

(2) Die Angebote sind bei der tschechischen Interventions-
stelle einzureichen, deren Anschrift folgendermaßen lautet:

Státní zemědělský intervenční fond
Odbor rostlinných komodit
Ve Smečkách 33
CZ-110 00, Praha 1
Tel.: (420) 222 871 667
Fax: (420) 296 806 404.

Artikel 6

Die Interventionsstelle, der Lagerhalter und, wenn er dies
wünscht, der Zuschlagsempfänger entnehmen einvernehmlich
nach Wahl des Zuschlagsempfängers vor oder bei der Auslage-
rung der zugeschlagenen Partie mindestens eine Kontrollprobe
je 500 Tonnen und analysieren diese Proben. Die Interventions-
stelle kann durch einen Beauftragten vertreten sein, sofern es
sich bei diesem nicht um den Lagerhalter handelt.

Die Entnahme der Kontrollproben und ihre Analyse erfolgen
innerhalb von sieben Arbeitstagen nach dem Antrag des Zu-
schlagsempfängers oder innerhalb von drei Arbeitstagen, wenn
die Probenahme bei der Auslagerung erfolgt.

Im Widerspruchsfall werden die Analyseergebnisse der Kommis-
sion auf elektronischem Wege mitgeteilt.

Artikel 7

(1) Der Zuschlagsempfänger muss die Partie in unveränder-
tem Zustand annehmen, wenn das endgültige Ergebnis der Pro-
benanalyse eine Qualität zeigt,

a) die besser ist als die in der Ausschreibungsbekanntmachung
vorgesehene;

b) die bessere Merkmale als die für interventionsfähiges Ge-
treide erforderlichen Mindestmerkmale aufweist, aber die in
der Ausschreibungsbekanntmachung vorgesehene Qualität
nicht erreicht, ohne jedoch folgende Grenzwerte zu über-
schreiten:

— 1 kg/hl für das spezifische Gewicht, ohne dass dies nied-
riger ist als 75 kg/hl,

— einen Prozentpunkt beim Feuchtigkeitsgehalt,

— einen halben Prozentpunkt bei den Verunreinigungen
nach Buchstabe B Nummer 2 bzw. Nummer 4 des An-
hangs der Verordnung (EG) Nr. 824/2000 der Kommis-
sion (2),

— einen halben Prozentpunkt bei den Verunreinigungen
nach Buchstabe B Nummer 5 des Anhangs der Verord-
nung (EG) Nr. 824/2000, wobei die zulässigen Prozent-
sätze für schädliche Körner und Mutterkorn unverändert
bleiben.

(2) Zeigt das endgültige Ergebnis der Probenanalyse eine
Qualität, die bessere Merkmale als die für interventionsfähiges
Getreide erforderlichen Mindestmerkmale aufweist, aber die in
der Ausschreibungsbekanntmachung vorgesehene Qualität nicht
erreicht und die unter Absatz 1 Buchstabe b genannten Abwei-
chungen überschreitet, so kann der Zuschlagsempfänger

a) entweder die Partie in unverändertem Zustand annehmen

b) oder die Übernahme der Partie ablehnen.
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In dem in Unterabsatz 1 Buchstabe b vorgesehenen Fall wird
der Zuschlagsempfänger von allen Pflichten hinsichtlich der Par-
tie einschließlich der Sicherheitsleistung erst entbunden, wenn er
die Kommission und die Interventionsstelle anhand des Formu-
lars in Anhang II unverzüglich davon in Kenntnis gesetzt hat.

(3) Zeigt das endgültige Ergebnis der Probenanalyse eine
Qualität, welche die für interventionsfähiges Getreide erforder-
lichen Mindestmerkmale nicht aufweist, so darf der Zuschlags-
empfänger die betreffende Partie nicht übernehmen. Er wird erst
von allen Pflichten hinsichtlich der Partie einschließlich der Si-
cherheitsleistung entbunden, wenn er die Kommission und die
Interventionsstelle anhand des Formulars in Anhang II unver-
züglich davon in Kenntnis gesetzt hat.

Artikel 8

In dem in Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b und
Artikel 7 Absatz 3 vorgesehenen Fall kann der Zuschlagsemp-
fänger bei der Interventionsstelle beantragen, ihm aus Interven-
tionsbeständen ohne zusätzliche Kosten eine andere Partie
Weichweizen der vorgesehenen Qualität zu liefern. In diesem
Fall wird die Sicherheit nicht freigegeben. Die betreffende Partie
ist innerhalb von höchstens drei Tagen nach dem Antrag des
Zuschlagsempfängers zu ersetzen. Der Zuschlagsempfänger setzt
die Kommission anhand des Formulars in Anhang II unverzüg-
lich davon in Kenntnis.

Hat der Zuschlagsempfänger nach wiederholten Ersatzlieferun-
gen nicht innerhalb eines Monats nach Einreichung seines dies-
bezüglichen Antrags eine Ersatzpartie der vorgesehenen Qualität
erhalten, so wird er von allen seinen Pflichten einschließlich der
Sicherheitsleistung entbunden, wenn er die Kommission und die
Interventionsstelle anhand des Formulars in Anhang II unver-
züglich davon in Kenntnis gesetzt hat.

Artikel 9

(1) Erfolgt die Auslagerung des Weichweizens, bevor die
Analyseergebnisse gemäß Artikel 6 vorliegen, so trägt der Zu-
schlagsempfänger alle Risiken nach der Übernahme der Partie,
unbeschadet etwaiger Rechtsbehelfe, die ihm gegenüber dem
Lagerhalter zustehen.

(2) Die Kosten der Probenahmen und Analysen gemäß Arti-
kel 6, ausgenommen diejenigen für Analysen, die zu den Er-
gebnissen gemäß Artikel 7 Absatz 3 führen, gehen für jeweils
höchstens 500 Tonnen und mit Ausnahme der Kosten, die beim
Umlauf im Silo entstehen, zu Lasten des Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL). Der
Zuschlagsempfänger trägt die Kosten des Umlaufs im Silo und
der von ihm gegebenenfalls beantragten zusätzlichen Analysen.

Artikel 10

Abweichend von Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr.
3002/92 tragen die Dokumente über den Verkauf von Weich-
weizen im Rahmen dieser Verordnung, insbesondere die Aus-
fuhrlizenz, der Abholschein nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe
b der genannten Verordnung, die Ausfuhrerklärung und gege-
benenfalls das Kontrollexemplar T5 einen der Vermerke gemäß
Anhang III.

Artikel 11

(1) Die gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 zu leistende Sicherheit wird freigegeben, sobald
dem Zuschlagsempfänger die Ausfuhrlizenz erteilt worden ist.

(2) Abweichend von Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2131/93 wird die Verpflichtung zur Ausfuhr durch
eine Sicherheit gewährleistet, die der Differenz zwischen dem
am Tag des Zuschlags geltenden Interventionspreis und dem
Zuschlagspreis entspricht, mindestens jedoch 25 EUR je Tonne
beträgt. Die Sicherheit ist jeweils zur Hälfte bei der Erteilung der
Ausfuhrlizenz und vor der Übernahme des Getreides zu leisten.

Artikel 12

Die tschechische Interventionsstelle teilt der Kommission spä-
testens zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die einge-
gangenen Angebote auf elektronischem Wege mit. Die Ange-
bote sind anhand des Formulars in Anhang IV zu übermitteln.

Artikel 13

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Menge
(in Tonnen)

Gent 105 797

ANHANG II

Ablehnung und etwaige Ersetzung von Partien im Rahmen der Dauerausschreibung zur Ausfuhr von
Weichweizen aus Beständen der tschechischen Interventionsstelle in Belgien

(Verordnung (EG) Nr. 257/2006)

— Name des Zuschlagsempfängers:

— Datum des Zuschlags:

— Datum der Ablehnung der Partie durch den Zuschlagsempfänger:

Partienummer Menge
(Tonnen) Anschrift des Silos Begründung der Ablehnung

— spezifisches Gewicht (kg/hl)
— % Auswuchs
— % Schwarzbesatz
— % nicht einwandfreies Grundgetreide
— sonstiges
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ANHANG III

Vermerke gemäß Artikel 10

— Spanisch: Trigo blando de intervención sin aplicación de restitución ni gravamen, Reglamento (CE) no 257/2006

— Tschechisch: Intervenční pšenice obecná nepodléhá vývozní náhradě ani clu, nařízení (ES) č. 257/2006

— Dänisch: Blød hvede fra intervention uden restitutionsydelse eller -afgift, forordning (EF) nr. 257/2006

— Deutsch: Weichweizen aus Interventionsbeständen ohne Anwendung von Ausfuhrerstattungen oder Ausfuhr-
abgaben, Verordnung (EG) Nr. 257/2006

— Estnisch: Pehme nisu sekkumisvarudest, mille puhul ei rakendata toetust või maksu, määrus (EÜ) nr 257/2006

— Griechisch: Μαλακός σίτος παρέμβασης χωρίς εφαρμογή επιστροφής ή φόρου, κανονισμός (ΕΚ) αριθ. 257/2006

— Englisch: Intervention common wheat without application of refund or tax, Regulation (EC) No 257/2006

— Französisch: Blé tendre d'intervention ne donnant pas lieu à restitution ni taxe, règlement (CE) no 257/2006

— Italienisch: Frumento tenero d'intervento senza applicazione di restituzione né di tassa, regolamento (CE)
n. 257/2006

— Lettisch: Intervences mīkstie kvieši bez kompensācijas vai nodokļa piemērošanas, Regula (EK) Nr. 257/2006

— Litauisch: Intervenciniai paprastieji kviečiai, kompensacija ar mokesčiai netaikytini, Reglamentas (EB)
Nr. 257/2006

— Ungarisch: Intervenciós búza, visszatérítés, illetve adó nem alkalmazandó, 257/2006/EK rendelet

— Niederländisch: Zachte tarwe uit interventie, zonder toepassing van restitutie of belasting, Verordening (EG)
nr. 257/2006

— Polnisch: Pszenica zwyczajna interwencyjna niedająca prawa do refundacji ani do opłaty, rozporządzenie (WE)
nr 257/2006

— Portugiesisch: Trigo mole de intervenção sem aplicação de uma restituição ou imposição, Regulamento (CE)
n.o 257/2006

— Slowakisch: Intervenčná pšenica obyčajná nepodlieha vývozným náhradám ani clu, nariadenie (ES) č. 257/2006

— Slowenisch: Intervencija navadne pšenice brez zahtevkov za nadomestila ali carine, Uredba (ES) št. 257/2006

— Finnisch: Interventiovehnä, johon ei sovelleta vientitukea eikä vientimaksua, asetus (EY) N:o 257/2006

— Schwedisch: Interventionsvete, utan tillämpning av bidrag eller avgift, förordning (EG) nr 257/2006.
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ANHANG IV

Dauerausschreibung zur Ausfuhr von Weichweizen aus Beständen der tschechischen Interventionsstelle in
Belgien

Formular (*)

(Verordnung (EG) Nr. 257/2006)

1 2 3 4 5 6 7

Lfd. Nummer
der Bieter

Nummer der
Partie

Menge
(Tonnen)

Angebotspreis
(EUR/t) (1)

Zuschläge (+)
Abschläge (–)

(EUR/t)
(zur Erinnerung)

Handelskosten (2)
(EUR/t)

Bestim-
mung

1

2

3

usw.

(1) Dieser Preis enthält die Zu- oder Abschläge betreffend die Partie, auf die sich das Angebot bezieht.
(2) Die Handelskosten entsprechen den Kosten für Dienst- und Versicherungsleistungen, die nach der Auslagerung aus der Intervention bis

zum fob-Stadium im Ausfuhrhafen mit Ausnahme der Transportkosten getragen werden. Die mitgeteilten Kosten werden anhand der
durchschnittlichen tatsächlichen Kosten ermittelt, die von der Interventionsstelle in dem Halbjahr festgestellt werden, das der Eröffnung
des Ausschreibungszeitraums vorausgeht, und werden in Euro je Tonne ausgedrückt.

(*) Zu übermitteln an GD AGRI (D/2).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 258/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1065/2005 hinsichtlich der unter die Dauerausschreibung
zur Ausfuhr von Gerste aus Beständen der deutschen Interventionsstelle fallenden Menge

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der Kommission (2)
legt die Verfahren und Bedingungen für die Abgabe des
Getreides fest, das sich im Besitz der Interventionsstellen
befindet.

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1065/2005 der Kommis-
sion (3) wurde eine Dauerausschreibung zur Ausfuhr von
932 272 Tonnen Gerste aus Beständen der deutschen
Interventionsstelle eröffnet.

(3) Deutschland hat die Kommission von der Absicht seiner
Interventionsstelle unterrichtet, die zur Ausfuhr ausge-
schriebene Menge um 150 000 Tonnen zu erhöhen.
Dem diesbezüglichen Antrag Deutschlands sollte ange-
sichts der verfügbaren Mengen und der Marktlage statt-
gegeben werden.

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 1065/2005 ist daher entspre-
chend zu ändern.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1065/2005 erhält folgende
Fassung:

„Artikel 2

Die Ausschreibung betrifft eine Höchstmenge von
1 082 272 Tonnen Gerste. Diese Höchstmenge darf nach
allen Drittländern ausgeführt werden, mit Ausnahme von
Albanien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Kanada,
Kroatien, Liechtenstein, der ehemaligen jugoslawischen Re-
publik Mazedonien, Mexiko, Rumänien, der Schweiz, Ser-
bien und Montenegro (*) sowie den Vereinigten Staaten
von Amerika.

___________
(*) Einschließlich des Kosovo im Sinne der Resolution 1244

des UN-Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1154/2005 der Kommission (ABl. L 187 vom
19.7.2005, S. 11).

(2) ABl. L 191 vom 31.7.1993, S. 76. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 749/2005 (ABl. L 126 vom
19.5.2005, S. 10).

(3) ABl. L 174 vom 7.7.2005, S. 48. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 78/2006 (ABl. L 14 vom 19.1.2006, S. 3).



VERORDNUNG (EG) Nr. 259/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1516/2005 hinsichtlich der unter die Dauerausschreibung
zur Ausfuhr von Gerste aus Beständen der österreichischen Interventionsstelle fallenden Menge

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der Kommission (2)
legt die Verfahren und Bedingungen für die Abgabe des
Getreides fest, das sich im Besitz der Interventionsstellen
befindet.

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1516/2005 der Kommis-
sion (3) wurde eine Dauerausschreibung zur Ausfuhr von
30 530 Tonnen Gerste aus Beständen der österreichi-
schen Interventionsstelle eröffnet.

(3) Österreich hat die Kommission von der Absicht seiner
Interventionsstelle unterrichtet, die zur Ausfuhr ausge-
schriebene Menge um 32 638 Tonnen zu erhöhen.
Dem diesbezüglichen Antrag Österreichs sollte angesichts
der verfügbaren Mengen und der Marktlage stattgegeben
werden.

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 1516/2005 ist daher entspre-
chend zu ändern.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1516/2005 erhält folgende
Fassung:

„Artikel 2

Die Ausschreibung betrifft eine Höchstmenge von
63 168 Tonnen Gerste. Diese Höchstmenge darf nach allen
Drittländern ausgeführt werden, mit Ausnahme von Albanien,
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Kanada, Kroatien,
Liechtenstein, der ehemaligen jugoslawischen Republik Maze-
donien, Mexiko, Rumänien, der Schweiz, Serbien und Monte-
negro (*) sowie den Vereinigten Staaten von Amerika.

___________
(*) Einschließlich des Kosovo im Sinne der Resolution 1244

des UN-Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
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19.5.2005, S. 10).

(3) ABl. L 244 vom 20.9.2005, S. 3.



VERORDNUNG (EG) Nr. 260/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1573/2005 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für
den Wiederverkauf von Roggen aus Beständen der deutschen Interventionsstelle auf dem
Gemeinschaftsmarkt zwecks Verarbeitung zu Bioethanol und dessen Verwendung für die

Erzeugung von Biokraftstoff in der Gemeinschaft

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verwendung von Bioethanol, das aus Roggen im
Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 1573/2005
der Kommission (2) eröffneten Ausschreibung hergestellt
wird, für die Erzeugung von Biokraftstoff erfordert die
Einbeziehung verschiedener Marktteilnehmer und den
Transport des Bioethanols bis zu dem Betrieb, in dem
das Bioethanol anderen Kraftstoffen zugesetzt wird.

(2) Angesichts der beteiligten Wirtschaftskreise, die den
Transport des Bioethanols erforderlich machen, sollte
die Möglichkeit vorgesehen werden, das Bioethanol bei
Zwischenhändlern zu lagern, wobei es mit identischen
Erzeugnissen gemischt wird, die nicht im Rahmen der
betreffenden Ausschreibung gewonnen wurden. Es ist da-
her notwendig, eine Rückverfolgbarkeit der im Rahmen
der Ausschreibung gewonnenen Mengen zu gewährleis-
ten.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1573/2005 ist daher entspre-
chend zu ändern.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1573/2005 erhält
folgende Fassung:

„3. Abweichend von Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a der
Verordnung (EWG) Nr. 3002/92 gilt der Nachweis der ord-
nungsgemäßen Verwendung des Roggens als erbracht, wenn
der Roggen im Verarbeitungsbetrieb für Bioethanol eingela-
gert ist, die Verarbeitung zu Bioethanol erfolgt ist und der
Hersteller von Biokraftstoff nachweist, dass er das Bioethanol
zu Biokraftstoff verarbeitet hat. Der Nachweis der Verarbei-
tung zu Biokraftstoff wird erbracht durch die Bestandsbuch-
haltung der verschiedenen Beteiligten und die Vorlage von
Transportpapieren. Unter diesen Bedingungen ist die Zwi-
schenlagerung des Bioethanols durch Mischung mit anderen
Bioethanolen zugelassen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 261/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 753/2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates hinsichtlich der Beschreibung, der Bezeichnung, der

Aufmachung und des Schutzes bestimmter Weinbauerzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (1), insbesondere auf Artikel 53,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer ii der
Verordnung (EG) Nr. 753/2002 der Kommission (2) dür-
fen Drittländer fakultativ ergänzende traditionelle Begriffe
verwenden, die in Anhang III derselben Verordnung auf-
geführt sind, sofern die Bedingungen des Artikels erfüllt
sind.

(2) Südafrika hat beantragt, die Begriffe „ruby“, „tawny“ und
„vintage“ auf dem Gemeinschaftsmarkt verwenden zu
dürfen. Diese Begriffe, die den ergänzenden traditionellen
Begriffen der Gemeinschaft in Anhang III der Verordnung
(EG) Nr. 753/2002 entsprechen, werden für angereicherte
Weine verwendet, sind in Südafrika geregelt und sind im
Hoheitsgebiet dieses Landes herkömmlicherweise seit
über zehn Jahren verwendet worden. Da diese Begriffe
wie für bestimmte Gemeinschaftsweine genau definiert
sind und auf Etiketten verwendet werden, die den wahren
Ursprungsort der betreffenden Weine angeben, kann ihre

Verwendung somit die Verbraucher nicht irreführen. Des-
halb ist ihre Verwendung auf dem Gemeinschaftsmarkt
zu erlauben.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 753/2002 ist daher entspre-
chend zu ändern.

(4) Der Verwaltungsausschuss für Wein hat nicht innerhalb
der von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung ge-
nommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 753/2002 wird wie folgt geändert:

1. Der Portugal betreffende Teil des Anhangs III erhält die Fas-
sung von Anhang I der vorliegenden Verordnung.

2. Anhang IX erhält die Fassung von Anhang II der vorliegen-
den Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
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ANHANG I

Traditioneller Begriff Betroffene Weine Erzeugniskategorie(n) Sprache

In
Anhang
III einge-
tragenes
Datum

Betroffene
Drittländer

„PORTUGAL

Traditionelle spezifi-
sche Begriffe gemäß
Artikel 29

Denominação de origem
(DO)

Alle Qualitätswein b.A.,
Qualitätsschaumwein
b.A., Qualitätsperlwein
b.A., Qualitätslikörwein

b.A.

Portugiesisch

Denominação de origem
controlada (DOC)

Alle Qualitätswein b.A.,
Qualitätsschaumwein
b.A., Qualitätsperlwein
b.A., Qualitätslikörwein

b.A.

Portugiesisch

Indicação de provenien-
cia regulamentada (IPR)

Alle Qualitätswein b.A.,
Qualitätsschaumwein
b.A., Qualitätsperlwein
b.A., Qualitätslikörwein

b.A.

Portugiesisch

Vinho doce natural Alle Qualitätslikörwein b.A. Portugiesisch

Vinho generoso DO Porto, Madeira,
Moscatel de Setúbal,

Carcavelos

Qualitätslikörwein b.A. Portugiesisch

Begriffe gemäß Artikel
28

Vinho regional Alle Tafelwein mit geografi-
scher Angabe

Portugiesisch

Ergänzende traditio-
nelle Begriffe gemäß
Artikel 23

Canteiro DO Madeira Qualitätslikörwein b.A. Portugiesisch

Colheita Seleccionada Alle Qualitätswein b.A., Ta-
felwein mit geografi-

scher Angabe

Portugiesisch

Crusted/Crusting DO Porto Qualitätslikörwein b.A. English

Escolha Alle Qualitätswein b.A., Ta-
felwein mit geografi-

scher Angabe

Portugiesisch

Escuro DO Madeira Qualitätslikörwein b.A. Portugiesisch

Fino DO Porto
DO Madeira

Qualitätslikörwein b.A. Portugiesisch

Frasqueira DO Madeira Qualitätslikörwein b.A. Portugiesisch
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Traditioneller Begriff Betroffene Weine Erzeugniskategorie(n) Sprache

In
Anhang
III einge-
tragenes
Datum

Betroffene
Drittländer

Garrafeira Alle Qualitätswein b.A., Ta-
felwein mit geografi-

scher Angabe
Qualitätslikörwein b.A.

Portugiesisch

Lágrima DO Porto Qualitätslikörwein b.A. Portugiesisch

Leve Tafelwein mit der
geografischen An-
gabe Estremadura
bzw. Ribatejano

Tafelwein mit geografi-
scher Angabe

Portugiesisch

DO Madeira, DO
Porto

Qualitätslikörwein b.A.

Nobre DO Dão Qualitätswein b.A. Portugiesisch

Reserva Alle Qualitätswein b.A.,
Qualitätslikörwein b.A.,
Qualitätsschaumwein

b.A., Tafelwein mit geo-
grafischer Angabe

Portugiesisch

Reserva velha (oder
grande reserva)

DO Madeira Qualitätsschaumwein
b.A, Qualitätslikörwein

b.A.

Portugiesisch

Ruby DO Porto Qualitätslikörwein b.A. Englisch 2006 Südaf-
rika (*)

Solera DO Madeira Qualitätslikörwein b.A. Portugiesisch

Super reserva Alle Qualitätsschaumwein
b.A

Portugiesisch

Superior Alle Qualitätswein b.A.,
Qualitätslikörwein b.A.,
Tafelwein mit geografi-

scher Angabe

Portugiesisch

Tawny DO Porto Qualitätslikörwein b.A. Englisch 2006 Südaf-
rika (*)

Vintage, ergänzt durch
Late Bottle (LBV) oder
Character

DO Porto Qualitätslikörwein b.A. Englisch

Vintage DO Porto Qualitätslikörwein b.A. Englisch 2006 Südaf-
rika (*)

(*) ‚Ruby‘, ‚Tawny‘ und ‚Vintage‘ werden zusammen mit der südafrikanischen geografischen Angabe ‚CAPE‘ verwendet.“
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ANHANG II

„ANHANG IX

Liste der repräsentativen Erzeugerorganisationen und ihrer Mitglieder gemäß Artikel 37a

Drittland Name der repräsentativen
Erzeugerorganisation

Mitglieder der repräsentativen
Erzeugerorganisation

— Südafrika — South African Fortified Wine
Producers Association (SAFPA)

— Alleesverloren Estate

— Axe Hill

— Beaumont Wines

— Bergsig Estate

— Boplaas Wine Cellar

— Botha Wine Cellar

— Bredell Wines

— Calitzdorp Wine Cellar

— De Krans Wine Cellar

— De Wet Co-op

— Dellrust Wines

— Distell

— Domein Doornkraal

— Du Toitskloof Winery

— Groot Constantia Estate

— Grundheim Wine Cellar

— Kango Wine Cellar

— KWV International

— Landskroon Wine

— Louiesenhof

— Morgenhog Estate

— Overgaauw Estate

— Riebeek Cellars

— Rooiberg Winery

— Swartland Winery

— TTT Cellars

— Vergenoegd Wine Estate

— Villiera Wines

— Withoek Estate“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 262/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2729/2000 mit Durchführungsbestimmungen für die
Kontrollen im Weinsektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (1), insbesondere auf Artikel 72 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
2729/2000 der Kommission (2) werden die Parzellen,
für die ein Zuschuss für die endgültige Aufgabe beantragt
wurde, einer systematischen Überprüfung vor Ort unter-
zogen.

(2) Gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstaben b und e der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1227/2000 der Kommission vom 31.
Mai 2000 mit Durchführungsbestimmungen zur Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates über die gemein-
same Marktorganisation für Wein hinsichtlich des Pro-
duktionspotenzials (3) sieht das von den Mitgliedstaaten
festzulegende Verfahren für die Vorlage der Anträge auf
die endgültige Aufgabe der Rebflächen unter anderem die
auf die Antragstellung folgende Überprüfung der Existenz
der betreffenden Reben, der betreffenden Fläche und ihres
durchschnittlichen Ertrags bzw. ihrer durchschnittlichen
Produktionskapazität sowie die Überprüfung der Rodung
vor.

(3) Da die Fernerkundung infolge der technischen Entwick-
lung ein verlässliches Instrument geworden ist, ist den-
jenigen Mitgliedstaaten, die sie einsetzen möchten, die
Möglichkeit dazu zu geben, wenn das Kontrollniveau
dadurch beibehalten wird.

(4) Hinsichtlich der Kontrolle, bei der die Existenz der be-
treffenden Reben festgestellt und die betreffende Fläche,
ihr durchschnittlicher Ertrag bzw. ihre durchschnittliche
Produktionskapazität beurteilt werden, ist eine Überprü-
fung vor Ort unerlässlich, da diese Faktoren nicht mit der
Fernerkundung überprüft werden können.

(5) Dagegen kann die Fernerkundung die Überprüfung er-
möglichen, ob die Rebflächen tatsächlich gerodet worden
sind, und ihr Einsatz für diese Kontrolletappe ist somit zu
erlauben.

(6) In Anbetracht der Schwierigkeiten bei der Berechnung
der Fläche anhand der Fernerkundung ist die Erlaubnis
zum Einsatz dieses Verfahrens auf die Fälle zu beschrän-
ken, in denen sich die Aufgabe auf ganze Weinbauparzel-
len bezieht.

(7) Die Verordnung (EG) Nr. 2729/2000 ist entsprechend zu
ändern.

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Wein —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Dem Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 2729/2000
wird folgender Unterabsatz 3 angefügt:

„Die Überprüfung der Rodung gemäß Artikel 8 Absatz 1
Buchstabe e der Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 kann im
Wege der Fernerkundung durchgeführt werden, wenn es sich
um die Aufgabe einer ganzen Weinbauparzelle handelt.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 263/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 796/2004 und (EG) Nr. 1973/2004 hinsichtlich
Schalenfrüchte

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom
29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzah-
lungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit be-
stimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr.
2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG) Nr.
1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr.
1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG)
Nr. 2529/2001 (1), insbesondere auf Artikel 145 Buchstaben c, l
und m,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 wurde eine
Stützungsregelung für den Sektor Schalenfrüchte einge-
führt, um der Einstellung der Schalenfruchterzeugung in
traditionellen Anbaugebieten und den damit verbunde-
nen negativen ökologischen, ländlichen, sozialen und
wirtschaftlichen Folgen entgegenzuwirken.

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 wurden als
Voraussetzung für die Zahlung der Flächenbeihilfe für
Schalenfrüchte eine Mindestbestandsdichte und -fläche
festgesetzt.

(3) Um die Verwaltung der Flächenbeihilferegelung für Scha-
lenfrüchte zu vereinfachen, wobei die mit der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 festgesetzten Beihilfevoraus-
setzungen einzuhalten und die in der Verordnung vorge-
sehenen Ziele weiter zu verfolgen sind, ist es angezeigt,
die Bestimmungen für die Identifizierung landwirtschaft-
licher Parzellen und den Inhalt der Beihilfeanträge gemäß
der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission
vom 21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modu-
lation und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontroll-
system nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit be-
stimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirt-
schaftlicher Betriebe (2) zu ändern. Darüber hinaus sind

die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1973/2004
der Kommission vom 29. Oktober 2004 mit Durch-
führungsvorschriften zu der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 des Rates hinsichtlich der Stützungsregelun-
gen nach Titel IV und IVa der Verordnung und der Ver-
wendung von Stilllegungsflächen für die Erzeugung von
Rohstoffen (3) hinsichtlich der Bedingungen für die Zah-
lung der Flächenbeihilfe für Schalenfrüchte anzupassen.

(4) Um das Kontrollsystem an den Standardkontrollsatz für
die Flächenbeihilferegelungen anzupassen, sind die in der
Verordnung (EG) Nr. 796/2004 vorgesehenen Bedingun-
gen zu ändern.

(5) Die Verordnungen (EG) Nr. 796/2004 und (EG) Nr.
1973/2004 sind daher entsprechend zu ändern.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Direktzahlungen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 796/2004 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 6 Absatz 3 wird gestrichen.

2. Artikel 13 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Bei einem Antrag auf Flächenzahlung für Schalen-
früchte nach Titel IV Kapitel 4 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 muss der Sammelantrag die Anzahl der Schalen-
obstbäume, aufgeschlüsselt nach Arten, enthalten.“

3. Artikel 26 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe d erhält fol-
gende Fassung:

„d) 5 % aller Betriebsinhaber, die die Beihilfe für Schalen-
früchte gemäß Titel IV Kapitel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 beantragen.“

DEL 46/24 Amtsblatt der Europäischen Union 16.2.2006

(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2183/2005 der Kommission (ABl.
L 347 vom 30.12.2005, S. 56).

(2) ABl. L 141 vom 30.4.2004, S. 18. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2184/2005 (ABl. L 347 vom
30.12.2005, S. 61).

(3) ABl. L 345 vom 20.11.2004, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2184/2005.



Artikel 2

Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 1973/2004 erhält folgende
Fassung:

„Artikel 15

Beihilfevoraussetzungen in Bezug auf die Gemeinschafts-
beihilfe

(1) Für die Flächenzahlung gemäß Artikel 83 der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 kommen nur Obstanlagen in Be-
tracht, die Schalenfrüchte erzeugen und zu dem gemäß Arti-
kel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 fest-
zusetzenden Zeitpunkt den Bedingungen gemäß den Absät-
zen 2 und 3 des vorliegenden Artikels entsprechen.

Bei Obstanlagen, in denen verschiedene Arten von Schalen-
früchten angebaut werden, gilt — sofern die Beihilfe nach
Erzeugnissen gestaffelt wird — als Beihilfevoraussetzung,
dass für mindestens eine der Schalenfruchtarten die in Absatz
3 des vorliegenden Artikels festgesetzte Mindestzahl von Bäu-
men je Hektar eingehalten ist.

(2) Für die Flächenzahlung gemäß Artikel 83 der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 kommen nur Flächen mit einer
Größe von mindestens 0,10 ha in Betracht. Die Mitgliedstaa-
ten können jedoch anhand von objektiven Kriterien, die den
besonderen Merkmalen der betreffenden Flächen Rechnung
tragen, eine höhere Mindestfläche festsetzen.

(3) Die Mindestzahl von Bäumen je Hektar beträgt:

i) 125 bei Haselnüssen,

ii) 50 bei Mandeln,

iii) 50 bei Walnüssen,

iv) 50 bei Pistazien,

v) 30 bei Johannisbrot.

Die Mitgliedstaaten können jedoch anhand von objektiven
Kriterien, die den besonderen Merkmalen der betreffenden
Erzeugungen Rechnung tragen, eine höhere Mindestbestands-
dichte festsetzen.

(4) In den Fällen gemäß Absatz 1 Unterabsatz 2 wird die
Beihilfe in Höhe der Beihilfe für diejenige die Voraussetzun-
gen erfüllende Art gewährt, für die der Betrag am höchsten
ist.“

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt für Beihilfeanträge, die im Jahr 2006 und den darauf
folgenden Jahren eingereicht werden.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 264/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für Rohrzucker im Rahmen bestimmter Zollkontingente und
Präferenzabkommen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom
19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1095/96 des Rates vom
18. Juni 1996 zur Anwendung der Zugeständnisse gemäß der
nach Abschluss der Verhandlungen im Rahmen des Artikels
XXIV Absatz 6 des GATT aufgestellten Liste CXL (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 der Kommis-
sion vom 30. Juni 2003 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhr von Rohrzucker im Rahmen bestimmter Zollkontin-
gente und Präferenzabkommen für die Wirtschaftsjahre
2003/04, 2004/05 und 2005/06 sowie zur Änderung der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 1464/95 und (EG) Nr. 779/96 (3), insbe-
sondere auf Artikel 5 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 enthält
die Modalitäten für die Festsetzung der in Weißzucker-
äquivalent ausgedrückten Mengen der Lieferverpflichtun-
gen für die Einfuhren zum Zollsatz Null von Erzeugnis-
sen des KN-Codes 1701 mit Ursprung in den Unterzeich-
nerländern des AKP-Protokolls und des Abkommens mit
Indien.

(2) Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 enthält
die Modalitäten für die Ermittlung der in Weißzucker-
äquivalent ausgedrückten Mengen der Zollkontingente
für die Einfuhren zum Zollsatz Null von Erzeugnissen
des KN-Codes 1701 11 10 mit Ursprung in den Unter-

zeichnerländern des AKP-Protokolls und des Abkommens
mit Indien.

(3) Artikel 22 der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 enthält
die Modalitäten für die Eröffnung der Zollkontingente für
die Einfuhren zum Zollsatz 98 EUR/Tonne von Erzeug-
nissen des KN-Codes 1701 11 10 mit Ursprung in Brasi-
lien, Kuba und anderen Drittländern.

(4) In der Woche vom 6. bis 10. Februar 2006 sind bei den
zuständigen Behörden gemäß Artikel 5 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 Anträge auf Erteilung
von Einfuhrlizenzen für eine Gesamtmenge gestellt wor-
den, die die Menge der Lieferverpflichtung je betreffendes
Land, wie sie gemäß Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr.
1159/2003 für Präferenzzucker AKP-Indien festgesetzt
wurde, überschreitet.

(5) Die Kommission muss daher einen Kürzungskoeffizien-
ten festlegen, um eine Lizenzerteilung im Verhältnis zu
der verfügbaren Menge vornehmen zu können, und be-
kannt geben, dass die betreffende Höchstmenge erreicht
wurde —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die vom 6. bis 10. Februar 2006 gemäß Artikel 5 Absatz 1
der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 gestellten Anträge auf Er-
teilung von Einfuhrlizenzen werden die Lizenzen im Rahmen
der im Anhang der vorliegenden Verordnung angegebenen
Höchstmengen erteilt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 16. Februar 2006 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
J. L. DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DEL 46/26 Amtsblatt der Europäischen Union 16.2.2006

(1) ABl. L 178 vom 30.6.2001, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 987/2005 der Kommission (ABl. L 167
vom 29.6.2005, S. 12).

(2) ABl. L 146 vom 20.6.1996, S. 1.
(3) ABl. L 162 vom 1.7.2003, S. 25. Verordnung zuletzt geändert durch

die Verordnung (EG) Nr. 568/2005 (ABl. L 97 vom 15.4.2005,
S. 9).



ANHANG

Präferenzzucker AKP–INDIEN

Titel II der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003

Wirtschaftsjahr 2005/06

Betreffendes Land

Für die Lizenzerteilung zu berücksichti-
gender Prozentsatz der in der Woche
vom 6.2.2006—10.2.2006 beantragten

Mengen

Höchstmenge

Barbados 100
Belize 100
Kongo 100
Fidschi 100
Guyana 100
Indien 17,3577 Erreicht
Côte d'Ivoire 100
Jamaika 100
Kenia 100
Madagaskar 100
Malawi 100
Mauritius 100
Mosambik 100
St. Kitts und Nevis 100
Swasiland 0 Erreicht
Tansania 100
Trinidad und Tobago 100
Sambia 100
Simbabwe 100

Sonderpräferenzzucker

Titel III der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003

Wirtschaftsjahr 2005/06

Betreffendes Land

Für die Lizenzerteilung zu berücksichti-
gender Prozentsatz der in der Woche
vom 6.2.2006—10.2.2006 beantragten

Mengen

Höchstmenge

Indien 0 Erreicht

AKP-Länder 0 Erreicht

Zucker Zugeständnisse CXL

Titel IV der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003

Wirtschaftsjahr 2005/06

Betreffendes Land

Für die Lizenzerteilung zu berücksichti-
gender Prozentsatz der in der Woche
vom 6.2.2006—10.2.2006 beantragten

Mengen

Höchstmenge

Brasilien 0 Erreicht

Kuba 100

Andere Drittländer 0 Erreicht
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VERORDNUNG (EG) Nr. 265/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

zur Festsetzung der ab dem 16. Februar 2006 im Sektor Getreide geltenden Zölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1249/96 der Kommission
vom 28. Juni 1996 mit Durchführungsbestimmungen zur An-
wendung der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hin-
sichtlich der im Sektor Getreide geltenden Zölle (2), insbeson-
dere auf Artikel 2 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003
werden bei der Einfuhr der in Artikel 1 derselben Ver-
ordnung genannten Erzeugnisse die Zölle des Gemeinsa-
men Zolltarifs erhoben. Bei den Erzeugnissen von Absatz
2 desselben Artikels entsprechen die Zölle jedoch dem
bei ihrer Einfuhr geltenden Interventionspreis, erhöht um
55 % und vermindert um den auf die betreffende Liefe-
rung anwendbaren cif-Einfuhrpreis. Dieser Zollsatz darf
jedoch den Zoll des Gemeinsamen Zolltarifs nicht über-
schreiten.

(2) Gemäß Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1784/2003 wird der cif-Einfuhrpreis unter Zugrundele-
gung der für das betreffende Erzeugnis geltenden reprä-
sentativen Weltmarktpreise berechnet.

(3) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 wurden die
Durchführungsbestimmungen erlassen, die sich auf die
Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 beziehen und die im
Sektor Getreide geltenden Zölle betreffen.

(4) Die Einfuhrzölle gelten, bis eine Neufestsetzung in Kraft
tritt.

(5) Damit sich die Einfuhrzölle reibungslos anwenden lassen,
sollten ihrer Berechnung die in repräsentativen Bezugs-
zeiträumen festgestellten Marktkurse zugrunde gelegt
werden.

(6) Die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 hat
die Festsetzung der Zölle gemäß dem Anhang I zur vor-
liegenden Verordnung zur Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Sektor Getreide gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1784/2003 anwendbaren Zölle werden in
Anhang I der vorliegenden Verordnung unter Zugrundelegung
der im Anhang II angegebenen Bestandteile festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 16. Februar 2006 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
J. L. DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG I

Die im Sektor Getreide gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 ab dem 16. Februar
2006 geltenden Zölle

KN-Code Warenbezeichnung Einfuhrzoll (1)
(EUR/t)

1001 10 00 Hartweizen hoher Qualität 0,00

mittlerer Qualität 0,00

niederer Qualität 0,00

1001 90 91 Weichweizen, zur Aussaat 0,00

ex 1001 90 99 Weichweizen hoher Qualität, anderer als zur Aussaat 0,00

1002 00 00 Roggen 40,33

1005 10 90 Mais, zur Aussaat, anderer als Hybridmais 55,13

1005 90 00 Mais, anderer als zur Aussaat (2) 55,13

1007 00 90 Körner-Sorghum, zur Aussaat, anderer als Hybrid-Körner-Sorghum 40,33

(1) Für Ware, die über den Atlantik oder durch den Suez-Kanal nach der Gemeinschaft geliefert wird (siehe Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96), kann der
Zoll ermäßigt werden um
— 3 EUR/t, wenn sie in einem Hafen im Mittelmeerraum entladen wird, oder
— 2 EUR/t, wenn sie in einem Hafen in Irland, im Vereinigten Königreich, in Dänemark, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Finnland, Schweden oder an der Atlantikküste

der Iberischen Halbinsel entladen wird.
(2) Der Zoll kann pauschal um 24 EUR/t ermäßigt werden, wenn die Bedingungen nach Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 erfüllt sind.
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ANHANG II

Berechnungsbestandteile

Zeitraum vom 1.2.2006—14.2.2006

1. Durchschnittswerte für den im Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 genannten Bezugszeitraum:

Börsennotierungen Minneapolis Chicago Minneapolis Minneapolis Minneapolis Minneapolis

Erzeugnis (% Eiweiß, 12 % Feuchtigkeit) HRS2 YC3 HAD2 mittlere
Qualität (*)

niedere
Qualität (**)

US barley 2

Notierung (EUR/t) 137,63 (***) 72,62 179,40 169,40 149,40 103,78

Golf-Prämie (EUR/t) 47,28 16,36 — —

Prämie/Große Seen (EUR/t) — — — —

(*) Negative Prämie von 10 EUR/t (Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96).
(**) Negative Prämie von 30 EUR/t (Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96).
(***) Positive Prämie von 14 EUR/t inbegriffen (Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96).

2. Durchschnittswerte für den im Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 genannten Bezugszeitraum:

Fracht/Kosten: Golf von Mexiko–Rotterdam: 15,77 EUR/t. Große Seen–Rotterdam: — EUR/t.

3. Zuschüsse gemäß Artikel 4 Absatz 2 dritter Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 1249/96: 0,00 EUR/t (HRW2)
0,00 EUR/t (SRW2).
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 14. Februar 2006

über die Ernennung eines deutschen Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

(2006/97/EG, Euratom)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 259,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 167,

gestützt auf den Beschluss 2002/758/EG, Euratom des Rates
vom 17. September 2002 über die Ernennung der Mitglieder
des Wirtschafts- und Sozialausschusses für die Zeit vom
21. September 2002 bis zum 20. September 2006 (1),

gestützt auf die von der deutschen Regierung vorgelegte Kandi-
datur,

nach Stellungnahme der Kommission,

in der Erwägung, dass infolge des Ausscheidens von Herrn
Alfred GEISSLER, das dem Rat am 19. Juli 2005 zur Kenntnis
gebracht wurde, der Sitz eines Mitglieds des Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschusses frei geworden ist —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Herr Wilfried WOLLER wird als Nachfolger von Herrn Alfred
GEISSLER für dessen verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum
20. September 2006, zum Mitglied des Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschusses ernannt.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht.

Er wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 14. Februar 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident
K.-H. GRASSER
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KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 14. Februar 2006

zur Einsetzung einer Hochrangigen Expertengruppe zu Digitalen Bibliotheken

(2006/98/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 157 des Vertrages zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft verpflichtet die Gemeinschaft und
die Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, dass die notwendigen
Voraussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit der In-
dustrie der Gemeinschaft gewährleistet sind. Artikel 151
bestimmt, dass die Gemeinschaft einen Beitrag zur Ent-
faltung der Kulturen der Mitgliedstaaten unter Wahrung
ihrer nationalen und regionalen Vielfalt sowie gleichzei-
tiger Hervorhebung des gemeinsamen kulturellen Erbes
leistet.

(2) Die Mitteilung der Kommission „i2010 — Eine europä-
ische Informationsgesellschaft für Wachstum und Be-
schäftigung“ (1) kündigte eine Vorreiterinitiative zu digita-
len Bibliotheken an.

(3) Die Mitteilung der Kommission „i2010 — Digitale Bib-
liotheken“ (2) (nachstehend „Mitteilung“ genannt) kün-
digte die Schaffung einer Hochrangigen Expertengruppe
zu Digitalen Bibliotheken an, die die Kommission dabei
beraten wird, den organisatorischen, rechtlichen und
technischen Herausforderungen auf europäischer Ebene
in der besten Weise zu begegnen.

(4) Die Gruppe soll zu einer gemeinsamen strategischen Aus-
richtung für Europäische digitale Bibliotheken beitragen.

(5) Die Gruppe soll sich aus hochqualifizierten Experten mit
Sachkenntnis im Bereich digitaler Bibliotheken zusam-
mensetzen, die ad personam ernannt werden.

(6) Aus diesem Grund sollte die „Hochrangige Experten-
gruppe zu Digitalen Bibliotheken“ eingesetzt, ihr Mandat
festgelegt und ihre Struktur bestimmt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Kommission setzt hiermit die „Hochrangige Expertengruppe
zu Digitalen Bibliotheken“ ein, nachstehend „Gruppe“ genannt.

Artikel 2

Aufgabe

Die Kommission kann die Gruppe in allen Fragen konsultieren,
die die Umsetzung der Initiative zu Digitalen Bibliotheken be-
treffen, so wie sie in der Mitteilung beschrieben sind.

Die Hauptaufgaben der Gruppe bestehen darin,

— die Kommission dabei zu beraten, den organisatorischen,
rechtlichen und technischen Herausforderungen auf europä-
ischer Ebene in der besten Weise zu entgegnen;

— zu einer gemeinsamen strategischen Ausrichtung für europä-
ische digitale Bibliotheken beizutragen.

Artikel 3

Zusammensetzung — Ernennung der Mitglieder

(1) Der Generaldirektor der GD Informationsgesellschaft und
Medien oder dessen/deren Vertreter ist verantwortlich für die
Ernennung der Mitglieder der Gruppe. Diese sollen als hoch-
qualifizierte Experten mit Sachkenntnis auf dem Gebiet digitaler
Bibliotheken ernannt werden.

(2) Die Gruppe besteht aus bis zu 20 Mitgliedern.

(3) Es gelten die folgenden Bestimmungen:

— Mitglieder werden aufgrund ihrer Sachkenntnis auf dem Ge-
biet digitaler Bibliotheken ad personam ernannt. Die Mit-
glieder sollen die Kommission unabhängig von äußeren In-
teressen beraten.

— Die Ernennung der Mitglieder erfolgt in einer Weise die —

soweit möglich — sicherstellt, dass ein adäquates Gleichge-
wicht hinsichtlich

— Kompetenz

— Geografischer Herkunft

— Geschlecht erreicht wird.
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— Die Gruppe wird Experten aus folgenden Gebieten umfassen:

— Institutionen des Kulturerbes (Büchereien, Archive, Mu-
seen);

— Autoren, Verleger und Anbieter von digitalen Inhalten;

— IKT Industrie (z. B. Suchmaschinen, Technologieanbie-
ter);

— wissenschaftliche und Forschungseinrichtungen, Akade-
mien.

— Die Mitglieder können keinen Vertreter an ihrer Stelle be-
stimmen.

— Die Mitglieder werden für die Dauer von zwei Jahren er-
nannt; Wiederernennung ist zulässig. Sie bleiben bis zu ihrer
Ersetzung oder bis zum Ende des Mandats in ihrer Funktion.

— Mitglieder, die nicht mehr in der Lage sind, einen wirksamen
Beitrag zur Arbeit der Gruppe zu leisten, die ihr Amt nieder-
legen oder die die unter Spiegelstrich 1 oder 5 dieses Absat-
zes oder die in Artikel 287 des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft festgelegten Bedingungen nicht
erfüllen, können für die Restzeit ihres Mandats ersetzt wer-
den.

— Die Mitglieder unterzeichnen jedes Jahr eine Verpflichtungs-
erklärung im öffentlichen Interesse zu handeln, sowie eine
Erklärung, dass kein ihrer Unparteilichkeit abträglicher Inte-
ressenkonflikt besteht bzw. gegebenenfalls ein solcher Inte-
ressenkonflikt vorliegt.

— Die Namen der Mitglieder werden auf der Internetseite der
GD „Informationsgesellschaft und Medien“ veröffentlicht.
Die Namen der Mitglieder werden in Übereinstimmung
mit den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 45/2001
erhoben, verwaltet und veröffentlicht.

Artikel 4

Arbeitsweise

(1) Den Vorsitz in der Gruppe führt die Kommission.

(2) Mit Zustimmung der Kommission können auf der Grund-
lage eines von der Gruppe festgelegten Mandats Untergruppen
eingesetzt werden um spezifische Fragen zu begutachten. Diese
werden unmittelbar nach Erfüllung ihres Mandats aufgelöst.

(3) Der Vertreter der Kommission kann, soweit sinnvoll
und/oder notwendig, Experten oder Beobachter mit besonderer

Sachkenntnis in Bezug auf eines auf der Tagesordnung stehen-
den Themen bitten, an den Arbeiten der Gruppe oder Unter-
gruppe teilzunehmen.

(4) Die Informationen, die bei den Beratungen der Gruppe
oder Untergruppe offen gelegt werden, werden nicht weiterge-
geben, falls die Kommission sie als vertraulich einstuft.

(5) Die Sitzungen der Gruppe und ihrer Untergruppen finden
in der Regel in Räumlichkeiten der Kommission gemäß den von
der Kommission festgelegten Modalitäten und Terminen statt.
Die Kommission nimmt die Sekretariatsgeschäfte wahr. Andere
an dem Verfahren interessierte Kommissionsbeamte können an
diesen Sitzungen teilnehmen.

(6) Die Gruppe gibt sich auf der Grundlage der von der
Kommission angenommenen Standardgeschäftsordnung eine
Geschäftsordnung (1).

(7) Die Kommission kann Zusammenfassungen, Schlussfolge-
rungen, Auszüge aus Schlussfolgerungen oder Arbeitsunterlagen
der Gruppe in der Originalsprache des betreffenden Dokuments
veröffentlichen.

Artikel 5

Sitzungskosten

Die für die Mitglieder, Experten und Beobachter im Rahmen der
Tätigkeit der Gruppe anfallenden Reise- und Aufenthaltskosten
können von der Kommission gemäß den geltenden Bestimmun-
gen erstattet werden. Die Tätigkeit der Mitglieder wird nicht
vergütet.

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieser Beschluss wird am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union wirksam. Er behält Gültigkeit bis
zum 31. Dezember 2008. Die Kommission wird über eine
mögliche Verlängerung vor diesem Schlussdatum entscheiden.

Brüssel, den 14. Februar 2006

Für die Kommission
Viviane REDING

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 3. Februar 2006

zur Änderung der Entscheidung 2004/370/EG zur Zulassung von Verfahren zur Einstufung von
Schweineschlachtkörpern im Vereinigten Königreich

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 213)

(Nur der englische Text ist verbindlich)

(2006/99/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3220/84 des Rates vom
13. November 1984 zur Bestimmung des gemeinschaftlichen
Handelsklassenschemas für Schweineschlachtkörper (1), insbe-
sondere auf Artikel 5 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Entscheidung 2004/370/EG der Kommission (2)
wurde die Anwendung von drei Verfahren zur Einstufung
von Schweineschlachtkörpern in Nordirland zugelassen.

(2) Wegen technischer Anpassungen hat das Vereinigte Kö-
nigreich bei der Kommission beantragt, in Nordirland die
Anwendung neuer Formeln für zwei Geräte sowie zwei
neue Verfahren zur Einstufung von Schweineschlachtkör-
pern zuzulassen, und hierzu die gemäß Artikel 3 der
Verordnung (EWG) Nr. 2967/85 der Kommission vom
24. Oktober 1985 mit Durchführungsbestimmungen
zum gemeinschaftlichen Handelsklassenschema für
Schweineschlachtkörper (3) erforderlichen Angaben über-
mittelt. Das Gerät „Fat-O-Meater“ ist in Nordirland nie
benutzt worden und sollte aus dem Nordirland betreff-
enden Teil der Entscheidung gestrichen werden.

(3) Die Prüfung des Antrags hat ergeben, dass die Bedingun-
gen für die Anwendung der neuen Formeln und der
neuen Verfahren erfüllt sind.

(4) Die Entscheidung 2004/370/EG ist entsprechend zu än-
dern.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschus-
ses für Schweinefleisch —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 2004/370/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

Folgende Verfahren zur Einstufung von Schweineschlachtkör-
pern werden gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3220/84 in
Nordirland zugelassen:

— das ‚Intrascope (Optical Probe)‘ genannte Gerät und die
entsprechenden Schätzverfahren, deren Einzelheiten in
Anhang II Teil 1 angegeben sind;

— das ‚Mark II Ulster Probe‘ genannte Gerät und die ent-
sprechenden Schätzverfahren, deren Einzelheiten in An-
hang II Teil 2 angegeben sind;

— das ‚Hennessy Grading Probe (HGP 4)‘ genannte Gerät
und die entsprechenden Schätzverfahren, deren Einzelhei-
ten in Anhang II Teil 3 angegeben sind;

— das ‚Fully automatic ultrasonic carcass grading (Autofom)‘
genannte Gerät und die entsprechenden Schätzverfahren,
deren Einzelheiten in Anhang II Teil 4 angegeben sind.“

2. Anhang II wird entsprechend dem Anhang der vorliegenden
Entscheidung geändert.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an das Vereinigte Königreich Großbritan-
nien und Nordirland gerichtet.

Brüssel, den 3. Februar 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Anhang II der Entscheidung 2004/370/EG wird wie folgt geändert:

1. Teil 1 Nummer 3 (Intrascope (Optical Probe)) erhält folgende Fassung:

„3. Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird anhand folgender Formel berechnet:

= 71,4802 – 0,83659 x

Dabei sind:

= der geschätzte Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers,

x = die Rückenspeckdicke (einschließlich Schwarte) in Millimetern, 6 cm seitlich der Mittellinie des Schlacht-
körpers, auf der Höhe der letzten Rippe gemessen (‚P2‘ genannte Messstelle).

Diese Formel gilt für 50 bis 140 kg schwere Schlachtkörper.“

2. Teil 2 Nummer 3 (Mark II Ulster Probe) erhält folgende Fassung:

„3. Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird anhand folgender Formel berechnet:

= 71,4384 – 0,84119 x

Dabei sind:

= der geschätzte Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers,

x = die Rückenspeckdicke (einschließlich Schwarte) in Millimetern, 6 cm seitlich der Mittellinie des Schlacht-
körpers, auf der Höhe der letzten Rippe gemessen (‚P2‘ genannte Messstelle).

Diese Formel gilt für 50 bis 140 kg schwere Schlachtkörper.“

3. Teil 3 erhält folgende Fassung:

„TEIL 3

Hennessy Grading Probe (HGP 4)

1. Zur Einstufung von Schweineschlachtkörpern wird das ‚Hennessy Grading Probe (HGP 4)‘ genannte Gerät verwen-
det.

2. Das Gerät ist mit einer Sonde von 5,95 mm Durchmesser (und von 6,3 mm an der Klinge auf der Spitze der
Sonde) mit einer Photodiode (LED Siemens vom Typ LYU 260-EO und Photodetektor vom Typ 58 MR) ausge-
stattet und hat einen Messbereich von 0 bis 120 mm. Die Messwerte werden vom HGP 4 selbst oder von einem
damit verbundenen Rechner in Schätzwerte des Muskelfleischanteils umgesetzt.

3. Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird anhand folgender Formel berechnet:

= 71,5278 – 0,86638 x

Hierbei sind:

= der geschätzte Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers,

x = die Rückenspeckdicke (einschließlich Schwarte) in Millimetern, 6 cm seitlich der Mittellinie des Schlacht-
körpers, auf der Höhe der letzten Rippe gemessen (‚P2‘ genannte Messstelle).

Diese Formel gilt für 50 bis 140 kg schwere Schlachtkörper.“
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4. Folgender Teil 4 wird angefügt:

„TEIL 4

Fully automatic ultrasonic carcass grading (Autofom)

1. Die Einstufung von Schweineschlachtkörpern erfolgt mit dem ‚Fully automatic ultrasonic carcass grading‘ (Auto-
fom).

2. Das Gerät ist mit 16 Ultraschallwandlern mit 16,2 MHz (Krautkrämer, SFK 2 NP) und einem Messbereich zwischen
den einzelnen Wandlern von 25 mm ausgestattet.

Die Ultraschalldaten betreffen Messungen von Rückenspeckdicken und Muskeldicken.

Die Messwerte werden von einem Rechner in Schätzwerte für den Muskelfleischanteil umgesetzt.

3. Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird auf der Grundlage von 127 Messstellen anhand folgender Formel
berechnet:

= b0 + ip1b1 + ip2b2+ ip3b3+ ...... ip127b127.

Dabei sind:

= der geschätzte Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers,

ip1-ip127 = Inputparameter der Autofom-Analyse,

b0-b127 = Konstanten der Modellkalibrierung.

Die 127 b-Koeffizienten sind in der Reihenfolge IP1-IP127:

– 1,6866978E-002 – 2,7395384E-002 – 1,9907279E-002 – 8,5862307E-003 – 1,7233329E-002

– 1,2928455E-002 – 7,2069578E-003 0,0000000E+000 0,0000000E+000 9,9210571E-003

– 2,7280254E-002 – 1,1866679E-002 – 1,6877903E-002 – 3,3714309E-002 – 2,2873893E-002

– 1,2976709E-002 – 1,9736953E-002 0,0000000E+000 – 1,0441692E-002 – 2,6023159E-002

– 1,6019909E-002 – 1,2085976E-002 – 2,0802582E-002 – 1,2004912E-002 4,9544591E-003

2,1012272E-003 3,5626963E-003 5,4210355E-003 2,8231265E-003 0,0000000E+000

3,4462682E-003 4,9613826E-003 3,1486694E-003 0,0000000E+000 3,3405393E-003

0,0000000E+000 0,0000000E+000 1,0592665E-003 0,0000000E+000 0,0000000E+000

2,3835478E-003 0,0000000E+000 – 2,3957171E-002 – 1,6251475E-002 0,0000000E+000

– 2,1446949E-002 0,0000000E+000 – 2,4741126E-002 – 2,2376098E-002 – 1,6962735E-002

– 2,8594572E-002 – 1,9001560E-002 – 2,7471537E-002 – 3,2565221E-002 – 3,1170983E-002

– 2,9708274E-002 – 2,7283320E-002 – 2,5577871E-002 – 3,2280222E-002 – 3,1662315E-002

– 3,3039205E-002 – 3,2290529E-002 – 3,0902216E-002 – 2,9116826E-002 – 2,5646536E-002

– 2,3514079E-002 – 2,7472775E-002 – 2,6122212E-002 – 2,3694078E-002 – 2,7969513E-002

– 2,8660055E-002 – 2,8413385E-002 – 3,2624107E-002 – 3,2517981E-002 – 3,1576648E-002

– 3,1543616E-002 – 3,1162977E-002 – 3,0734278E-002 – 3,4127805E-002 – 3,4164313E-002

– 3,4327772E-002 – 3,4017213E-002 – 3,3313580E-002 – 3,3459395E-002 – 2,4075206E-002

– 2,5336761E-002 – 2,6048595E-002 – 2,6499119E-002 – 2,6947299E-002 – 2,7433341E-002

– 3,1328205E-002 – 3,1818397E-002 – 2,7329659E-002 6,0837399E-003 6,8703182E-003

7,7951970E-003 8,3265398E-003 7,6311678E-003 6,6542262E-003 5,8027613E-003

8,4376512E-003 8,3114961E-003 8,2320096E-003 8,0569442E-003 7,7763004E-003

7,6648975E-003 7,3420489E-003 7,2652618E-003 7,1755257E-003 7,1458751E-003

7,1670651E-003 6,9467919E-003 7,0396927E-003 7,2869365E-003 5,7384889E-003

7,6241307E-003 7,3343012E-003 6,9868541E-003 6,6073379E-003 6,9390922E-003

6,3295597E-003 6,0446505E-003 1,0994689E-002 9,2938738E-003 4,4189114E-003

4,3836362E-003 4,6389205E-003
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Der b0-Koeffizient ist 6,3457577E+001

4. Die Messstellen und die statistische Methode sind in Teil II des gemäß Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 2967/85 an die Kommission übermittelten Protokolls des Vereinigten Königreichs beschrieben.

Diese Formel gilt für 50 bis 140 kg schwere Schlachtkörper.“
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 3. Februar 2006

zur Änderung der Entscheidung 2005/7/EG über die Zulassung eines Verfahrens der Einstufung von
Schweineschlachtkörpern in Zypern

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 215)

(Nur der griechische Text ist verbindlich)

(2006/100/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3220/84 des Rates vom
13. November 1984 zur Bestimmung des gemeinschaftlichen
Handelsklassenschemas für Schweineschlachtkörper (1), insbe-
sondere auf Artikel 5 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund technischer Anpassungen hat Zypern bei der
Kommission die Zulassung der Verwendung einer neuen
Formel für die Berechnung des Muskelfleischanteils von
Schlachtkörpern im Rahmen des mit der Entscheidung
2005/7/EG der Kommission (2) zugelassenen Verfahrens
der Einstufung von Schweineschlachtkörpern beantragt
und daher die in Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr.
2967/85 der Kommission vom 24. Oktober 1985 mit
Durchführungsbestimmungen zum gemeinschaftlichen
Handelsklassenschema für Schweineschlachtkörper (3) ge-
forderten Informationen vorgelegt.

(2) Die Prüfung dieses Antrags hat ergeben, dass die Zulas-
sungsbedingungen für die neue Formel erfüllt sind.

(3) Die Entscheidung 2005/7/EG ist daher entsprechend zu
ändern.

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschus-
ses für Schweinefleisch —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Entscheidung 2005/7/EG wird gemäß dem
Anhang der vorliegenden Entscheidung geändert.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Republik Zypern gerichtet.

Brüssel, den 3. Februar 2006

Für die Kommission

Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Nummer 3 des Anhangs der Entscheidung 2005/7/EG erhält folgende Fassung:

„(3) Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird anhand der folgenden Formel berechnet:

= 61,436 – 0,815 X + 0,144 W

Hierbei sind:

= der geschätzte Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers;

X = die Rückenspeckdicke (einschließlich Schwarte) in Millimetern, 6 cm seitlich der Mittellinie des Schlacht-
körpers zwischen der dritt- und der viertletzten Rippe gemessen;

W = die Muskeldicke in Millimetern, gleichzeitig und an derselben Stelle wie X gemessen.

Diese Formel gilt für Schlachtkörper von 55 bis 120 Kilogramm.“
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 6. Februar 2006

über die Durchführung von Erhebungen über aviäre Influenza bei Hausgeflügel und Wildvögeln in
den Mitgliedstaaten im Jahr 2006

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 251)

(2006/101/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26.
Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
insbesondere auf Artikel 20,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Entscheidung 90/424/EWG wird für die wis-
senschaftlichen und technischen Maßnahmen, die für die
Weiterentwicklung des Veterinärrechts der Gemeinschaft
sowie für die Weiterentwicklung des Unterrichts und der
tierärztlichen Ausbildung notwendig sind, eine finanzielle
Beteiligung der Gemeinschaft gewährt.

(2) Erhebungen über Vorkommen aviärer Influenza (AI) bei
Hausgeflügel und Wildvögeln, um insbesondere die Prä-
valenz von Infektionen mit AI-Viren der Subtypen H5
und H7 zu ermitteln, wurden sowohl im Bericht des
Wissenschaftlichen Ausschusses für Tiergesundheit und
Tierschutz vom 27. Juni 2000 als auch im Gutachten
der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit
(EFSA) über Wildvogelarten vom 20. September 2005
empfohlen.

(3) Mit der Richtlinie 92/40/EWG des Rates vom 19. Mai
1992 mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung
der Geflügelpest (2) wurden Gemeinschaftsmaßnahmen
für den Fall eines Ausbruches aviärer Influenza bei Haus-
geflügel festgelegt. Die Richtlinie sieht jedoch keine regel-
mäßigen Erhebungen über Seuchenvorkommen bei Haus-
geflügel und Wildvögeln vor.

(4) Daher wurde mit den Entscheidungen 2002/649/EG (3),
2004/111/EG (4) und 2005/464/EG (5) der Kommission
festgelegt, dass die Mitgliedstaaten der Kommission künf-
tig Programme zur Durchführung von Erhebungen über
aviäre Influenza vorlegen.

(5) Mit den Entscheidungen 2002/673/EG (6),
2004/630/EG (7) und 2005/732/EG (8) wurden die von
den Mitgliedstaaten vorgelegten Programme für die
Durchführung von Erhebungen der Mitgliedstaaten über
aviäre Influenza bei Geflügel und Wildvögeln für die in
den Programmen vorgesehenen Zeiträume genehmigt.

(6) Im Rahmen dieser Erhebungen wurden in mehreren Mit-
gliedstaaten verschiedene H5- und H7-Subtypen gering
pathogener AI-Viren festgestellt. Die AI-Virusprävalenz
kann zurzeit zwar als relativ gering eingestuft werden,
es ist jedoch wichtig, die Überwachung fortzusetzen
und zu verbessern, um die Epidemiologie gering patho-
gener AI-Viren besser verstehen zu können und zu ver-
hindern, dass Viren in der Geflügelpopulation unbemerkt
zirkulieren. Die Ergebnisse der Erhebungen in den Mit-
gliedstaaten haben sich für die Überwachung auf AI-Vi-
russubtypen, die bei Mutation zu einer virulenteren Form
ein erhebliches Risiko darstellen könnten, als sehr nütz-
lich erwiesen. Außerdem empfiehlt es sich, die AI-Über-
wachung unter Berücksichtigung der derzeitigen Seu-
chenlage in Europa zu intensivieren. Der Gesamtbetrag
der Finanzhilfe der Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten
für diese Maßnahmen sollte diese verstärkte Überwa-
chung sicherstellen.

(7) Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission daher ihre
Programme für AI-Erhebungen zur Genehmigung vorle-
gen, damit die Finanzhilfe der Gemeinschaft gewährt wer-
den kann.

(8) Bei der Überwachung von Wildvögeln sollten auch die
Ergebnisse der laufenden Forschungsarbeiten der EFSA
und der GD Umwelt berücksichtigt werden, sobald sie
vorliegen. Diese Ergebnisse werden auch bei der Über-
prüfung der vorliegenden Entscheidung zugrunde gelegt.

(9) Da alle in der Gemeinschaft in der freien Natur vor-
kommenden Wildvogelarten unter die Schutzregelung
der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April
1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten (9)
fallen, ist den Anforderungen dieser Richtlinie bei der
Influenzaüberwachung in vollem Umfang Rechnung zu
tragen.
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(10) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten legen der Kommission bis 7. Februar 2006
Programme im Sinne des Anhangs, die die Durchführung von
Erhebungen über Vorkommen aviärer Influenza bei Hausgeflü-
gel und Wildvögeln vorsehen, zur Genehmigung vor.

Artikel 2

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die in Artikel 1 vorge-
sehenen Maßnahmen wird festgesetzt auf 50 % der den Mit-
gliedstaaten entstehenden Kosten bzw. auf einen Höchstbetrag
von insgesamt 2 000 000 EUR für alle Mitgliedstaaten.

Artikel 3

Die Höchstbeträge für die Testkostenerstattung werden wie folgt
festgesetzt:

a) ELISA-Test: 1 EUR je Test;

b) Agargeldiffusionstest: 1,20 EUR je Test;

c) HHT-Test auf H5/H7: 12 EUR je Test;

d) Virusisolationstest: 30 EUR je Test;

e) PCR-Test: 15 EUR je Test.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 6. Februar 2006

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG

PROGRAMME ZUR AI-ÜBERWACHUNG BEI HAUSGEFLÜGEL UND WILDVÖGELN IN DEN MITGLIED-
STAATEN IM ZEITRAUM FEBRUAR—DEZEMBER 2006

A. Ziele, allgemeine Vorschriften und Kriterien für die Erhebungen

A.1. ZIELE

1. Feststellung der Prävalenz von Infektionen verschiedener Geflügelarten mit AI-Viren der Subtypen H5 und H7 durch
Modifizierung und erneute, gezieltere Durchführung der Reihenuntersuchungen.

2. Fortsetzung der AI-Überwachung bei Wildvögeln im Hinblick auf ein Frühwarnsystem für AI-Stämme, die von Wild-
vögeln in Hausgeflügelbestände eingeschleppt werden können.

3. Verbesserung des Wissensstandes über die von wild lebenden Tieren ausgehende Influenzagefahr für die Tiergesund-
heit.

4. Förderung der Errichtung und Integration human- und tiermedizinischer Netzwerke für Influenzaüberwachung.

A.2. ALLGEMEINE BEDINGUNGEN UND KRITERIEN

1. Die Stichprobenuntersuchungen gehen nicht über den 31. Dezember 2006 hinaus.
Bei Hausgeflügel decken die Stichprobenuntersuchungen einen dem Produktionszyklus der betreffenden Geflügelkate-
gorie entsprechenden Zeitraum ab.

2. Die abschließenden Ergebnisse der Erhebungen sind bis 31. März 2007 vorzulegen.

3. Die Proben werden in nationalen Laboratorien der Mitgliedstaaten für aviäre Influenza (NL) oder in von den zu-
ständigen Behörden zugelassenen und dem NL unterstehenden anderen Untersuchungsämtern analysiert.

4. Alle (serologischen und virologischen) Befunde werden zur Bestätigung an das Gemeinschaftliche Referenzlabor für
aviäre Influenza (GRL) weitergeleitet. Ein guter Informationsfluss muss gewährleistet sein. Das GRL leistet technische
Hilfe und hält einen größeren Vorrat an Diagnosereagenzien bereit. Die Antigene, die im Rahmen der Erhebung
verwendet werden, werden den NL vom GRL zur Verfügung gestellt, damit Einheitlichkeit gewährleistet ist.

5. Alle AI-Virusisolate werden im Einklang mit dem geltenden Gemeinschaftsrecht an das GRL weitergeleitet. Viren des
H5/H7-Subtyps werden unverzüglich übermittelt und nach dem Standardverfahren (Nukleotid-Sequenzanalyse/IVPI)
gemäß der Richtlinie 92/40/EWG des Rates charakterisiert. Darüber hinaus macht das GRL zur Auflage, dass von
Gänsen (Anseriformes) gewonnene H5- bzw. H7-positive Seren als „Blindprobe“ einzusenden sind, damit zur Erleich-
terung der Entwicklung künftiger Testverfahren ein Archiv angelegt werden kann.

B. AI-Erhebung bei Hausgeflügel

1. Alle Positivbefunde werden im Betrieb retrospektiv untersucht; die Ergebnisse dieser Untersuchungen werden der
Kommission und dem GRL mitgeteilt.

2. Das GRL erstellt spezielle Protokolle, die die Probensendung auf ihrem Weg zum GRL begleiten müssen, sowie
Berichtstabellen für die Erfassung der Erhebungsdaten. Die angewandten Labormethoden sind in diese Tabellen ein-
zutragen. Die Tabellen dienen der Übermittlung von Ergebnissen in einem einzigen Dokument.

3. Blutproben für serologische Untersuchungen werden von allen Geflügelarten, einschließlich Geflügel in Freilandhaltung,
jedoch von mindestens zehn Tieren (ausgenommen Enten, Gänse und Wachteln) je Betrieb und — wenn ein Betrieb
mehrere Stallungen umfasst — je Stallung entnommen.

4. Die Proben werden im gesamten Gebiet des Mitgliedstaats so geschichtet, dass sie als repräsentativ für den gesamten
Mitgliedstaat angesehen werden können, wobei insbesondere Folgendes zu beachten ist:
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a) die Zahl der Betriebe, in denen Proben zu entnehmen sind (ausgenommen Enten, Gänse und Wachteln). Der
Stichprobenumfang wird dabei so festgesetzt, dass bei einer Betriebsprävalenz von mindestens 5 % mit einer
Nachweissicherheit von 95 % mindestens ein infizierter Betrieb festgestellt werden kann (vgl. Tabelle 1), und

b) die Zahl der Vögel, von denen je Betrieb Proben entnommen werden, wird so festgesetzt, dass bei einer Prävalenz
seropositiver Tiere von ≥ 30 % mit einer Nachweissicherheit von 95 % mindestens ein infiziertes Tier festgestellt
werden kann.

5. Unter Berücksichtigung der Risikobewertung und der spezifischen Situation in dem betreffenden Mitgliedstaat ist bei
der Planung der Probenahme außerdem Folgendes zu beachten:

a) die Haltungsformen mit ihren jeweiligen Risiken: Freiland-, Auslauf- und Hinterhofhaltung sowie andere Faktoren
wie verschiedene Altersgruppen, Nutzung von Oberflächenwasser, relativ längere Lebensdauer, Haltung mehrerer
Arten in einem Betrieb usw.;

b) Die Zahl der Puten-, Enten- und Gänsehaltungsbetriebe, in denen Proben entnommen werden, wird so festgesetzt,
dass bei einer Betriebsprävalenz von mindestens 5 % mit einer Nachweissicherheit von 99 % mindestens ein
infizierter Betrieb festgestellt werden kann (vgl. Tabelle 2);

c) Befinden sich in einem Mitgliedstaat zahlreiche Wildvogel-, Laufvogel- und Wachtelhaltungsbetriebe, so werden
diese in das Überwachungsprogramm einbezogen. Bei Wachteln sind nur ausgewachsene Zuchttiere (bzw. Zucht-
tiere der Legerichtung) zu berücksichtigen;

d) Der Zeitraum für die Probenahme sollte mit dem saisonalen Produktionszyklus zusammenfallen. Die Probenahmen
können auf lokaler Ebene jedoch zu anderen Zeiten stattfinden, wenn die Präsenz anderer Geflügelwirte im Betrieb
das Risiko der Erregereinschleppung erhöhen könnte;

e) Mitgliedstaaten, die zur Erhaltung ihres Gesundheitsstatus als Newcastle-Disease(ND)-freies nicht impfendes Land
(Entscheidung 94/327/EG der Kommission (1)) ND-Stichprobenuntersuchungen durchführen müssen, können diese
Proben aus Zuchttierbeständen auch auf H5/H7-Antikörper untersuchen.

Tabelle 1

Zahl der für jede Geflügelkategorie (ausgenommen Puten, Enten und Gänse) zu untersuchenden Betriebe

Zahl der Betriebe je Geflügelkategorie je Mitgliedstaat Zahl der zu untersuchenden Betriebe

bis 34 Alle

35—50 35

51—80 42

81—250 53

> 250 60

Tabelle 2

Zahl der zu untersuchenden Puten-, Enten- und Gänsehaltungsbetriebe

Zahl der Betriebe je Mitgliedstaat Zahl der zu untersuchenden Betriebe

bis 46 Alle

47—60 47

61—100 59

101—350 80

> 350 90
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C. Sondervorschriften für die Feststellung von Infektionen mit AI-Viren der Subtypen H5 und H7 bei Enten,
Gänsen und Wachteln

1. Blutproben für serologische Untersuchungen werden vorzugsweise von Tieren in Freilandhaltung entnommen.

2. In jedem ausgewählten Betrieb werden für diese Untersuchungen 40—50 Blutproben entnommen.

D. AI-Erhebung bei Wildvögeln

D.1. KONZEPT UND DURCHFÜHRUNG DER ERHEBUNG

1. Die Zusammenarbeit mit Vogelschutzvereinen/Vogelbeobachtungsstationen und Beringungszentralen ist unerlässlich.
Die Proben werden gegebenenfalls von Personal dieser Einrichtungen oder von Jägern entnommen.

2. Die aktive Überwachung lebender oder erlegter Vögel

a) betrifft die Population von Wildvogelarten, von denen angesichts

i) der Herkunft und der Flugrouten von Zugvögeln,

ii) der Zahl der Wildvögel in der Gemeinschaft und

iii) der Wahrscheinlichkeit des Kontaktes zu Hausgeflügel ein höheres Risiko ausgeht;

b) dient der Ermittlung gefährdeter Plätze, wobei folgende Aspekte besonders berücksichtigt werden:

i) Plätze, an denen sich Zugvögel verschiedener Arten, insbesondere Vögel der unter Abschnitt F genannten Arten,
in Scharen sammeln;

ii) die Nähe zu Hausgeflügelhaltungen und

iii) die Lage der Sammelplätze entlang der Flugrouten von Zugvögeln.

Bei den Stichprobenuntersuchungen ist dem saisonalen Charakter des Vogelzuges, der von Mitgliedstaat zu Mitglied-
staat unterschiedlich sein kann, sowie den in Abschnitt F aufgelisteten Vogelarten Rechnung zu tragen.

3. Die passive Überwachung von verendet aufgefundenen Wildvögeln dient in erster Linie der Feststellung einer anomal
hohen Mortalität oder signifikanter Seuchenausbrüche

a) bei den in Abschnitt F genannten Wildvogelarten und anderen mit diesen Wildvogelarten in Kontakt lebenden
Wildvögeln und

b) an Sammelplätzen im Sinne von Nummer 2 Buchstabe b Ziffer i.

Wird an ein und demselben Sammelplatz bei mehreren Vogelarten eine anomal hohe Mortalität festgestellt, so ist dies
als zusätzlicher Aspekt zu berücksichtigen.

D.2. PROBENAHMEVERFAHREN

1. Für virologische Untersuchungen werden Kloakenabstriche entnommen, wobei die Erfolgschancen bei „Erstlingszugvö-
geln“ im Herbst sowie bei sehr empfänglichen Wirtsarten mit engem Kontakt zu Hausgeflügel (z. B. Stockenten) am
größten sind.

2. Neben Kloakenabstrichen oder Kotproben sind zur Virusisolierung und zum molekularen Nachweis (PCR) auch Ge-
webeproben (hauptsächlich Gehirn-, Herz-, Lungen-, Nieren- und Eingeweideproben) von verendet aufgefundenen oder
erlegten Wildvögeln zu untersuchen. Molekulare Techniken werden nur in Laboratorien angewandt, die eine Qualitäts-
sicherung garantieren können und nach vom GRL für aviäre Influenza anerkannten Methoden arbeiten.
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3. Die Proben sind von verschiedenen Arten wild lebender Vögel zu entnehmen. Hauptzielgruppen sind dabei Anserifor-
mes (Wasservögel) und Charadriiformes (Küstenvögel).

4. Von in Fallen gefangenen, erlegten und kürzlich verendet aufgefundenen Wildvögeln sind kothaltige Abstriche oder
Frischkotproben zu entnehmen.

5. Bis zu fünf Einzelproben von derselben Geflügelart, die zur gleichen Zeit und an der gleichen Stelle genommen
wurden, können in einer Sammelprobe zusammengefasst werden. Dabei muss gewährleistet sein, dass die Einzelproben
im Falle eines Positivbefunds der Sammelprobe erneut getestet werden können.

6. Bei der Lagerung und beim Transport der Proben ist besonders sorgfältig vorzugehen. Können die Proben nicht
innerhalb von 48 Stunden (bei 4 °C in einem Transportmedium) beim Labor abgeliefert werden, so sind sie in
Trockeneis bei – 70 °C zu lagern und zu transportieren (Temperaturen zwischen 4 °C und – 70 °C eignen sich nur
für sehr kurze Lagerung und sollten möglichst vermieden werden).

E. Laboruntersuchung

1. Die Laboruntersuchungen (einschließlich der serologischen Untersuchung von Enten und Gänsen durch Hämagglutina-
tionshemmtest (HHT)) werden nach den Verfahren für die Bestätigung und die Differenzialdiagnose der aviären
Influenza gemäß Anhang III der Richtlinie 92/40/EWG durchgeführt.

2. Sind Laboruntersuchungen geplant, die weder in der genannten Richtlinie noch im OIE-Handbuch für Landtiere
vorgesehen sind, so übermitteln die Mitgliedstaaten dem GRL zeitgleich mit der Vorlage ihrer Programme bei der
Kommission alle erforderlichen Validierungsdaten.

3. Alle positiven serologischen Befunde werden von den für Geflügelpest zuständigen nationalen Laboratorien durch HHT
unter Verwendung der vom Gemeinschaftlichen Referenzlabor bereitgestellten Virusstämme bestätigt:

H5

a) Ersttest mit Ostrich/Denmark/72420/96 (H5N2);

b) Testung aller Positivproben mit Duck/Denmark/64650/03 (H5N7), um N2-kreuzreaktive Antikörper auszu-
schließen.

H7

a) Ersttest mit Turkey/England/647/77 (H7N7);

b) Untersuchung aller Positivproben mit African Starling/983/79 (H7N1), um N7-kreuzreaktive Antikörper auszu-
schließen.

4. Alle in der AI-Erhebung von Wildvögeln genommenen Proben (Abschnitt D) sind umgehend, aber auf jeden Fall
innerhalb von zwei Wochen, mittels PCR auf H5 zu untersuchen. Bei Positivbefund ist unverzüglich der Spaltbereich
zu analysieren, um festzustellen, ob ein Motiv eines hoch pathogenen AI-Stamms (HPAI) oder eines gering pathogenen
AI-Stamms (LPAI) vorliegt.

5. Die serologische Überwachung auf aviäre Influenza wird nicht bei Wildvögeln angewandt.

6. Die Mitgliedstaaten melden der Kommission alle zwei Monate die bei der Überwachung von Hausgeflügel und Wild-
vögeln festgestellten H5- und H7-positiven Proben. Die in den einschlägigen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften
festgelegte Verpflichtung der Mitgliedstaaten, der Kommission Fälle von HPAI ungeachtet des Wirts unverzüglich zu
melden, bleibt unberührt.
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F. Vorläufige Liste von Wildvogelarten mit erhöhtem AI-Risiko (*)

Lateinische Bezeichnung Deutsche Bezeichnung

1. Anser albifrons Blässgans

2. Anser fabalis Saatgans

3. Anas platyrhynchos Stockente

4. Anas strepera Schnatterente

5. Anas acuta Spießente

6. Anas clypeata Löffelente

7. Anas penelope Pfeifente

8. Anas crecca Krickente

9. Anas querquedula Knäkente

10. Aythya ferina Tafelente

11. Aythya fuligula Reiherente

12. Vanellus vanellus Kiebitz

13. Philomachus pugnax Kampfläufer

14. Larus ridibundus Lachmöwe

15. Larus canus Sturmmöwe
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 7. Februar 2006

über die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an einem Programm zur Bekämpfung von
Schadorganismen von Pflanzen und pflanzlichen Erzeugnissen in den französischen überseeischen

Departements im Jahr 2006

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 250)

(Nur der französische Text ist verbindlich)

(2006/102/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1452/2001 vom 28. Juni
2001 zur Einführung von Sondermaßnahmen für bestimmte
landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der französischen
überseeischen Departements, zur Änderung der Richtlinie
72/462/EWG sowie zur Aufhebung der Verordnungen (EWG)
Nr. 525/77 und (EWG) Nr. 3763/91 (Poseidom) (1), insbeson-
dere auf Artikel 20 Absatz 3,

gestützt auf das von Frankreich vorgelegte Programm zur Be-
kämpfung der Schadorganismen von Pflanzen und pflanzlichen
Erzeugnissen in den französischen überseeischen Departements,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Entscheidung 93/522/EWG der Kommission vom
30. September 1993 zur Festlegung der für eine Finan-
zierung durch die Gemeinschaft in Betracht kommenden
Maßnahmen im Rahmen der Programme zur Bekämp-
fung der Schadorganismen von Pflanzen und pflanzlichen
Erzeugnissen in den französischen überseeischen Depar-
tements sowie auf den Azoren und Madeira (2), sind die
Maßnahmen festgelegt, die für eine Finanzierung der
Gemeinschaft im Rahmen der Programme zur Bekämp-
fung der Schadorganismen von Pflanzen und pflanzlichen
Erzeugnissen in den französischen überseeischen Depar-
tements sowie auf den Azoren und Madeira in Betracht
kommen.

(2) Die spezifischen Anbaubedingungen in den französischen
überseeischen Departements erfordern besondere Berück-
sichtigung, und Maßnahmen im Bereich der pflanzlichen
Erzeugung, insbesondere Maßnahmen für die Pflanzenge-
sundheit, müssen in diesen Regionen getroffen oder ver-
stärkt werden. Die für die Pflanzengesundheit zu tref-
fenden oder zu verstärkenden Maßnahmen sind sehr kos-
tenintensiv.

(3) Die zuständigen französischen Behörden haben der Kom-
mission ein Maßnahmenprogramm vorgelegt. Darin sind
die Zielvorgaben, die geplanten Maßnahmen sowie deren

Dauer und Kosten im Hinblick auf einen möglichen fi-
nanziellen Beitrag der Gemeinschaft angeführt.

(4) Gemäß Artikel 20 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1452/2001 kann die finanzielle Beteiligung der Gemein-
schaft bis zu 60 % der förderfähigen Ausgaben betragen;
sie darf sich jedoch nicht auf Schutzmaßnahmen für Ba-
nanen erstrecken.

(5) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 des Rates (3) werden Veterinär- und Pflanzen-
schutzmaßnahmen, die nach Gemeinschaftsvorschriften
durchgeführt werden, aus dem Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abtei-
lung Garantie, finanziert. Zum Zweck der Finanzkon-
trolle gelten die Artikel 8 und 9 der vorgenannten Ver-
ordnung.

(6) Aufgrund der von Frankreich vorgelegten fachlichen An-
gaben konnte der Ständige Ausschuss für Pflanzenschutz
eine genaue und umfassende Bewertung durchführen.

(7) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für Pflanzenschutz —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an dem amtlichen
Programm zur Bekämpfung von Schadorganismen von Pflanzen
und pflanzlichen Erzeugnissen in den französischen übersee-
ischen Departements im Jahr 2006 wird genehmigt.

Artikel 2

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an dem von Frank-
reich für 2006 vorgelegten Programm beläuft sich auf 60 % der
Ausgaben, die gemäß der Entscheidung 93/522/EWG zuschuss-
fähig sind, bzw. auf einen Höchstbetrag von 249 600 EUR
(ohne MwSt.).

Die Kosten- und Finanzplanung für das Programm ist in An-
hang I dieser Entscheidung festgelegt.

Die Kosten sind in Anhang II dieser Entscheidung aufgeschlüs-
selt.
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Artikel 3

Innerhalb von 60 Tagen nach Eingang der entsprechenden Zah-
lungsaufforderung erhält Frankreich einen Vorschuss in Höhe
von 100 000 EUR.

Artikel 4

(1) Die Zuschussfähigkeit der Kosten im Rahmen dieses Pro-
jekts beginnt am 1.1.2006 und endet am 31.12.2006.

(2) Dieser Zeitraum kann ausnahmsweise und nur mit aus-
drücklicher schriftlicher Zustimmung des Begleitausschusses ge-
mäß Anhang III Nummer I.I vor Abschluss der Leistungen ver-
längert werden.

Artikel 5

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft wird unter der
Voraussetzung gewährt, dass das Programm in Einklang mit
den diesbezüglichen Gemeinschaftsvorschriften, einschließlich
der Wettbewerbsregeln und der Vorschriften für die Vergabe
öffentlicher Aufträge, durchgeführt wird und dass für diese Maß-
nahmen keine andere Finanzhilfe der Gemeinschaft beantragt
wurde bzw. beantragt wird.

Artikel 6

(1) Der Kommission ist eine Aufstellung der tatsächlich ge-
tätigten Ausgaben vorzulegen, die nach Art der Maßnahmen
oder Teilprogramme aufgeschlüsselt ist, so dass der Zusammen-
hang zwischen dem indikativen Finanzierungsplan und den tat-
sächlich getätigten Ausgaben ersichtlich ist. Diese Meldungen
können elektronisch übermittelt werden.

(2) Der Restbetrag der finanziellen Beteiligung gemäß Arti-
kel 3 wird gezahlt, sofern das in Anhang III Nummer I.II.4
genannte Dokument vor dem 15. März 2007 vorgelegt wird.

(3) Die Kommission kann auf ordnungsgemäß begründeten
Antrag der Französischen Republik die Finanzierungspläne um
bis zu 15 % der Gemeinschaftsbeteiligung an einem Teilpro-
gramm oder einer Maßnahme für den gesamten Zeitraum an-
passen, vorausgesetzt, dass der Gesamtbetrag der im Programm
vorgesehenen förderfähigen Kosten nicht überschritten wird und
die Hauptziele des Programms nicht beeinträchtigt werden.

(4) Alle von der Gemeinschaft im Rahmen dieser Entschei-
dung gewährten Beihilfezahlungen werden an die Französische
Republik überwiesen, die gegebenenfalls auch für die Rückzah-
lung von zu viel gezahlten Beträgen an die Gemeinschaft ver-
antwortlich ist.

Artikel 7

Die Französische Republik trägt dafür Sorge, dass die in Anhang
III genannten Informationen der Kommission ordnungsgemäß
übermittelt werden.

Artikel 8

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik gerichtet.

Brüssel, den 7. Februar 2006

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

PROGRAMM- UND FINANZPLANUNG 2006

Das Programm für 2006 umfasst drei Teilprogramme:

1. Ein departementübergreifendes Teilprogramm für Martinique, Guadeloupe, Guayana und La Réunion mit zwei Maß-
nahmen:

— Errichtung einer Datenbank für Schadorganismen, die in den französischen überseeischen Departements vorkom-
men;

— Entwicklung von Nachweismethoden für natürlich verbreitete Zitruspsorose;

2. ein Teilprogramm für das Departement Martinique mit zwei Maßnahmen:

— Bewertung der Pflanzengesundheit und Diagnosestellung durch Nutzung des regionalen Laboratoriums und seiner
mobilen Einheit („grünes Labor“);

— integrierter Pflanzenschutz beim Obst- und Gemüseanbau;

3. ein Teilprogramm für das Departement Guayana:

— Errichtung eines landwirtschaftlichen Frühwarnsystems für den Reisanbau;

— Verstärkung der Diagnosekapazität durch Nutzung des regionalen Laboratoriums und seiner mobilen Einheit
(„grünes Labor“).

Finanzierungsplan für 2006

(in EUR)

EU-Beitrag Nationaler Beitrag Zuschussfähige Ausgaben
2006

Datenbank für Schadorganismen 54 000 36 000 90 000

Nachweismethoden für Zitruspso-
rose

30 000 20 000 50 000

Martinique 57 600 38 400 96 000

Guayana 108 000 72 000 180 000

Insgesamt 249 600 166 400 416 000

ANHANG II

KOSTENAUFSCHLÜSSELUNGSTABELLE 2006

(in EUR)

Personal Ausrüstung Verbrauchsgüter Sonstige Kosten Insgesamt

Datenbank für Schadorganismen 76 000 6 000 4 000 4 000 90 000

Nachweismethoden für Zitruspso-
rose

28 500 6 000 13 000 2 500 50 000

Martinique 76 000 2 500 7 500 10 000 96 000

Guayana 155 000 3 000 22 000 0 180 000

Insgesamt 335 500 17 500 46 500 16 500 416 000
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ANHANG III

I VORSCHRIFTEN FÜR DIE PROGRAMMDURCHFÜHRUNG BEGLEITUNG UND BEWERTUNG

I Begleitausschuss

1. Einsetzung

Unabhängig von der Finanzierung dieser Maßnahmen wird ein Begleitausschuss für das Programm eingesetzt, der aus
Vertretern Frankreichs und der Kommission besteht. Der Ausschuss überprüft regelmäßig die Durchführung des
Programms und schlägt die gegebenenfalls erforderlich werdenden Anpassungen vor.

2. Der Begleitausschuss gibt sich spätestens einen Monat, nachdem Frankreich die vorliegende Entscheidung mitgeteilt
wurde, eine Geschäftsordnung.

3. Zuständigkeit des Begleitausschusses

Der Ausschuss

— wacht allgemein darüber, dass das Programm reibungslos abgewickelt wird, um die angestrebten Ziele zu erreichen.
Der Ausschuss ist zuständig für die Programmmaßnahmen, soweit sie unter die gemeinschaftliche Beihilfe fallen. Er
überwacht die Einhaltung der Rechtsvorschriften und der Vorschriften, die die Förderfähigkeit von Maßnahmen und
Vorhaben betreffen;

— äußert sich aufgrund von Informationen über die Auswahl bereits genehmigter und durchgeführter Vorhaben zu
den im Programm vorgesehenen Auswahlkriterien;

— schlägt Maßnahmen für eine schnellere Programmdurchführung vor, wenn die zwischenzeitlichen Begleitungs- und
Bewertungsindikatoren auf Verzögerungen schließen lassen;

— nimmt zu den Anpassungen, die der Kommission vorgeschlagen werden, Stellung;

— gibt zu den im Programm vorgesehenen Vorhaben über technische Hilfe eine Stellungnahme ab;

— nimmt zum Abschlussbericht Stellung;

— informiert den Ständigen Ausschuss für Pflanzenschutz während des Bezugszeitraums über den Stand der Pro-
grammdurchführung und die getätigten Ausgaben.

II Begleitung und Bewertung des Programms während des Durchführungszeitraums (laufende Begleitung und
Bewertung)

1. Die für die Durchführung zuständige nationale Stelle ist auch für die laufende Begleitung und Bewertung des Pro-
gramms zuständig.

2. Laufende Begleitung bedeutet Information über den Stand der Programmdurchführung und betrifft die im Programm
vorgesehenen Maßnahmen. Sie erfolgt aufgrund finanzieller und materieller Indikatoren, die den Abgleich der Aus-
gaben für eine Maßnahme und der zuvor festgelegten materiellen Indikatoren ermöglichen, und macht so den Stand
der Maßnahmendurchführung ersichtlich.

3. Die laufende Bewertung umfasst die Analyse der quantitativen Ergebnisse der Durchführung unter operationellen,
rechtlichen und verfahrenstechnischen Gesichtspunkten. Dadurch soll sichergestellt werden, dass die Maßnahmen
mit den Zielen des Programms übereinstimmen.

Durchführungsbericht und Programmbewertung

4. Frankreich teilt der Kommission spätestens einen Monat nach Annahme des Programms die Bezeichnung der für die
Ausarbeitung und Vorlage des Abschlussberichts zuständigen Behörde mit.

Die zuständige Behörde legt der Kommission den Abschlussbericht über das Programm spätestens am 15. März 2007
vor. Danach wird der Bericht so schnell wie möglich dem Ständigen Ausschuss für Pflanzenschutz unterbreitet.
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Der Abschlussbericht enthält Folgendes:

— eine genaue technische Bewertung des gesamten Programms (Grad der Verwirklichung der materiellen und qua-
litativen Ziele sowie Fortschritte) und eine Bewertung der direkten pflanzengesundheitlichen und wirtschaftlichen
Auswirkungen;

— eine Kostenaufstellung, einschließlich Ausgaben und Einnahmen, sowie eine Erklärung Frankreichs, dass für die
Programmmaßnahmen keine andere Gemeinschaftsbeihilfe beantragt wurde oder beantragt wird.

5. Die Kommission kann gemeinsam mit Frankreich einen unabhängigen Bewerter bestellen, der auf der Grundlage der
laufenden Begleitung die unter Nummer 3 beschriebene laufende Bewertung vornimmt. Er kann bei Schwierigkeiten,
die sich bei der Durchführung ergeben, Vorschläge zur Anpassung der Teilprogramme und/oder Maßnahmen sowie
Änderungen der Auswahlkriterien vorschlagen. Auf der Grundlage der Begleitung der Programmverwaltung nimmt er
Stellung zu den zu treffenden Verwaltungsmaßnahmen.

II ÜBEREINSTIMMUNG MIT GEMEINSCHAFTSPOLITIKEN

Das Programm wird gemäß den Bestimmungen über die Koordinierung und die Einhaltung der Gemeinschaftspolitiken
durchgeführt. Frankreich macht im Abschlussbericht folgende Angaben:

Umweltschutz

a) Allgemeine Angaben:

— Beschreibung der wichtigsten Umweltfaktoren und -probleme der betreffenden Region, unter anderem mit Be-
schreibung der wichtigen Schutzgebiete (Gebiete mit empfindlicher Umwelt);

— umfassende Beschreibung der wichtigsten positiven und negativen Auswirkungen, die das Programm angesichts der
geplanten Investitionen auf die Umwelt haben kann;

— Beschreibung der geplanten Maßnahmen, durch die mögliche negative Auswirkungen auf die Umwelt verhindert,
gemildert oder ausgeglichen werden können;

— Bericht über die Ergebnisse von Beratungen mit den zuständigen Umweltbehörden (Stellungnahme des Umwelt-
ministeriums oder des zuständigen Ministeriums) und etwaiger Anhörungen der betroffenen Öffentlichkeit.

b) Beschreibung der geplanten Maßnahmen:

Bei Programmmaßnahmen, die wesentliche negative Auswirkungen auf die Umwelt haben könnten,

— sind die Verfahren zu nennen, nach denen die einzelnen Vorhaben bei der Programmdurchführung bewertet
werden;

— sind die Vorkehrungen zu beschreiben, die zur Überwachung der bei der Programmdurchführung entstehenden
Auswirkungen auf die Umwelt, zur Bewertung der Ergebnisse, Verhinderung, Eindämmung oder Behebung negati-
ver Auswirkungen geplant werden.
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BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 14. Februar 2006

zur Neufestsetzung der Schwellenwerte gemäß Artikel 157 Buchstabe b und Artikel 158 Absatz 1
Buchstaben a und c der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 mit Durchführungsbestimmungen

zur Haushaltsordnung

(2006/103/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. Dezember 2002 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates über die Haushalts-
ordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (1), insbesondere auf Artikel 271,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 271 Absatz 2 werden die Schwellenwerte für die Auftragsvergabe alle zwei Jahre
gemäß den Richtlinien zur Koordinierung der Verfahren für die öffentliche Auftragsvergabe neu
festgesetzt.

(2) Die Werte in Euro der in der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (2)
festgesetzten Schwellenwerte gelten ab dem 1. Januar 2006 —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Werte in Euro der Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Aufträge werden mit Wirkung zum
1. Januar 2006 wie folgt neu festgesetzt:

Zweijährige Neufestsetzung Schwellenwert zum 1.1.2004 Schwellenwert zum 5.8.2005 Schwellenwert zum 1.1.2006

Artikel 157 Buchstabe b 5 923 624 EUR 5 923 000 EUR 5 278 000 EUR

Artikel 158 Absatz 1 Buch-
stabe a

154 014 EUR 154 000 EUR 137 000 EUR

Artikel 158 Absatz 1 Buch-
stabe c

5 923 624 EUR 5 923 000 EUR 5 278 000 EUR

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. Der
Rechnungsführer der Kommission bringt ihn den anderen Institutionen und Organen zur Kenntnis.

Brüssel, den 14. Februar 2006

Für die Kommission
Dalia GRYBAUSKAITĖ

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

mit vorübergehenden Schutzmaßnahmen wegen Verdachtsfällen von hoch pathogener Aviärer
Influenza bei Wildvögeln in Deutschland

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 520)

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(2006/104/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11.
Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrol-
len im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den
gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf Artikel 9 Ab-
satz 3,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchte-
rischen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit
lebenden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen-
markt (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 998/2003 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die
Veterinärbedingungen für die Verbringung von Heimtieren zu
anderen als Handelszwecken und zur Änderung der Richtlinie
92/65/EWG des Rates (3), insbesondere auf Artikel 18,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Aviäre Influenza (Geflügelpest) ist eine hochinfektiöse
und von hoher Mortalität gekennzeichnete Viruserkran-
kung von Geflügel und anderen Vögeln, die schnell epi-
demische Ausmaße annehmen und die Gesundheit von
Mensch und Tier ernsthaft gefährden sowie die Produk-
tivität der Geflügelwirtschaft stark beeinträchtigen kann.
Es besteht die Gefahr, dass der Erreger von Wildvögeln
auf domestizierte Vögel, insbesondere Hausgeflügel, über-
tragen und über den internationalen Handel mit lebenden
Vögeln und ihren Erzeugnissen von einem Mitgliedstaat
in andere Mitgliedstaaten eingeschleppt wird.

(2) Deutschland hat der Kommission gemeldet, dass ein aviä-
res Influenza-H5-Virus bei klinisch erkrankten Wildvö-
geln isoliert wurde. Bis der Influenza-(N)-Neuramini-
dase-Typ und der Pathogenitätsindex bestimmt sind, liegt

aufgrund des klinischen Krankheitsbildes und der Seu-
chenlage der Verdacht auf eine Infektion mit hoch patho-
genen aviären Influenza-A-Viren des Subtyps H5N1 nahe.

(3) Deutschland hat unverzüglich Maßnahmen im Sinne der
Richtlinie 92/40/EWG des Rates vom 19. Mai 1992 mit
Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der Geflügel-
pest (4) getroffen.

(4) Aufgrund der Seuchengefahr sollten vorübergehende
Schutzmaßnahmen erlassen werden, um den besonderen
Risiken in verschiedenen Gebieten der Gemeinschaft zu
begegnen.

(5) Im Interesse der Einheitlichkeit der gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften sollten für die vorliegende Entschei-
dung bestimmte Begriffsbestimmungen der Richtlinie
2005/94/EG des Rates vom 20. Dezember 2005 mit
Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der Aviären
Influenza und zur Aufhebung der Richtlinie
92/40/EWG (5), der Richtlinie 90/539/EWG des Rates
vom 15. Oktober 1990 über die tierseuchenrechtlichen
Bedingungen für den innergemeinschaftlichen Handel mit
Geflügel und Bruteiern und für ihre Einfuhr aus Drittlän-
dern (6), der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit
spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tie-
rischen Ursprungs (7) und der Verordnung (EG) Nr.
998/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Mai 2003 über die Veterinärbedingungen für
die Verbringung von Heimtieren zu anderen als Handels-
zwecken und zur Änderung der Richtlinie 92/65/EWG
des Rates (8) gelten.

(6) Es sollten Schutz- und Überwachungszonen um den Ort
eingerichtet werden, an dem die Seuche bei Wildvögeln
festgestellt wurde. Diese Zonen sollten auf das zur Ver-
hütung der Viruseinschleppung in gewerbliche und nicht
gewerbliche Geflügelbestände erforderliche Mindestgebiet
beschränkt sein.
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(7) Es ist angebracht, die Verbringung von insbesondere
lebenden Vögeln und Bruteiern zu kontrollieren und zu
beschränken, wobei der kontrollierte Versand solcher Vö-
gel und Erzeugnisse aus den Zonen unter bestimmten
Bedingungen erlaubt werden soll.

(8) Die Maßnahmen der Entscheidung 2005/734/EG der
Kommission vom 19. Oktober 2005 mit Biosicherheits-
maßnahmen zur Verringerung des Risikos der Übertra-
gung hoch pathogener aviärer Influenza-A-Viren des Sub-
typs H5N1 von Wildvögeln auf Hausgeflügel und andere
in Gefangenschaft gehaltene Vogelarten und zur Früher-
kennung der Krankheit in besonders gefährdeten Gebie-
ten (1) sollten in den Schutz- und Überwachungszonen
unabhängig vom definierten Risikostatus des Gebiets
durchgeführt werden, in dem ein Verdacht auf hoch pa-
thogene Aviäre Influenza bei Wildvögeln besteht oder
das Auftreten bestätigt wurde.

(9) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober 2002
mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen
Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte (2) ist das In-
verkehrbringen verschiedener tierischer Nebenprodukte
wie Gelatine für technische Verwendungszwecke sowie
Material für pharmazeutische und andere Zwecke aus
Gebieten der Gemeinschaft, die tierseuchenrechtlichen Be-
schränkungen unterliegen, zulässig, da diese Produkte
aufgrund ihrer besonderen Produktions-, Verarbeitungs-
und Verwendungsbedingungen, durch die etwa vorhan-
dene Erreger wirksam abgetötet werden bzw. der Kontakt
mit empfänglichen Tieren vermieden wird, als gesund-
heitlich unbedenklich gelten. Daher kann die Beförderung
aus den Schutzzonen von unverarbeiteter benutzter Ein-
streu bzw. von Gülle zu Behandlungszwecken gemäß der
vorgenannten Verordnung und von tierischen Nebenpro-
dukten erlaubt werden, die den Bedingungen der Verord-
nung genügen.

(10) In der Richtlinie 92/65/EWG des Rates vom 13. Juli
1992 über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für
den Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen
in der Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die
Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich nicht den spezifi-
schen Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Ab-
schnitt I der Richtlinie 90/425/EWG unterliegen (3),
sind zugelassene Einrichtungen, Institute und Zentren
und eine Musterbescheinigung vorgesehen, die beim Han-
del mit Tieren oder ihren Gameten zwischen solchen
Einrichtungen in verschiedenen Mitgliedstaaten mitzufüh-
ren ist. Für Vögel, die sich auf dem Wege von und zu
den gemäß der genannten Richtlinie zugelassenen Ein-

richtungen, Instituten und Zentren befinden, sollte eine
Ausnahme von den Beförderungseinschränkungen vorge-
sehen werden.

(11) Die Beförderung von Bruteiern aus den Schutzzonen
sollte unter bestimmten Bedingungen erlaubt werden.
Der Versand von Bruteiern nach anderen Ländern kann
erlaubt werden, wenn insbesondere die Bedingungen der
Richtlinie 2005/94/EG eingehalten werden. In solchen
Fällen sollten die in der Richtlinie 90/539/EWG vorge-
sehenen Gesundheitsbescheinigungen eine Bezugnahme
auf die vorliegende Entscheidung enthalten.

(12) Der Versand von Fleisch, Hackfleisch/Faschiertem (*),
Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnissen aus den
Schutzzonen sollte unter bestimmten Bedingungen er-
laubt werden, insbesondere, wenn bestimmte Anforde-
rungen der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 und der Ver-
ordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 29. April 2004 mit besonde-
ren Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung
von zum menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnis-
sen tierischen Ursprungs (4) erfüllt sind.

(13) Die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember
2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen Vor-
schriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Ver-
trieb und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen Ur-
sprungs (5) enthält eine Liste von Behandlungen, die
Fleisch aus Sperrgebieten gesundheitlich unbedenklich
machen, bietet die Möglichkeit der Einführung eines be-
sonderen Genusstauglichkeitskennzeichens und regelt die
Kennzeichnung von Fleisch, das aus tierseuchenrechtli-
chen Gründen nicht in Verkehr gebracht werden darf.
Es ist angebracht, den Versand von Fleisch, das das in
der Richtlinie vorgesehene Genusstauglichkeitskennzei-
chen trägt, und von Fleischerzeugnissen, die in der Richt-
linie genannten Behandlungen unterzogen wurden, aus
den Schutzzonen zu erlauben.

(14) Bis zum Zusammentreten des Ständigen Ausschusses für
die Lebensmittelkette und Tiergesundheit sollte die Kom-
mission in Zusammenarbeit mit dem betreffenden Mit-
gliedstaat vorübergehende Maßnahmen zum Schutz ge-
gen die hoch pathogene Aviäre Influenza bei Wildvögeln
treffen.

(15) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen sind
auf der nächsten Sitzung des Ständigen Ausschusses für
die Lebensmittelkette und Tiergesundheit zu überprü-
fen —
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand, Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

(1) Mit dieser Entscheidung werden vorübergehende Maßnah-
men zum Schutz gegen die hoch pathogene Aviäre Influenza
bei Wildvögeln in Deutschland festgelegt, die durch das Influ-
enza-A-Virus des Subtyps H5 hervorgerufen wird und bei der
der Verdacht besteht, dass sie vom Neuraminidase-Typ N1 ist,
um die Übertragung der Aviären Influenza von Wildvögeln auf
Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Spezies
sowie den Befall ihrer Erzeugnisse zu verhüten.

(2) Sofern nichts anderes vorgesehen ist, gelten die Begriffs-
bestimmungen der Richtlinie 2005/94/EG. Zusätzlich gelten fol-
gende Begriffsbestimmungen:

a) „Bruteier“ sind Eier im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 der
Richtlinie 90/539/EWG;

b) „frei lebendes Federwild“ ist Wild im Sinne von Anhang I
Nummer 1.5 zweiter Gedankenstrich und Nummer 1.7 der
Verordnung (EG) Nr. 853/2004;

c) „in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Spezies“ sind
Vögel im Sinne von Artikel 2 Nummer 6 der Richtlinie
2005/94/EG, einschließlich von

i) Heimtieren der Vogelarten gemäß Artikel 3 Buchstabe a
der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 und

ii) in zoologischen Gärten, Zirkussen, Vergnügungsparks
und Versuchslaboratorien gehaltenen Vögeln.

Artikel 2

Errichtung von Schutz- und Überwachungszonen

(1) Deutschland errichtet um das Gebiet, in dem das Auf-
treten der durch das Influenza-A-Virus des Subtyps H5 verur-
sachten hoch pathogenen Aviären Influenza bestätigt und ent-
weder Verdacht auf Neuraminidase-Typ N1 besteht oder dieser
bestätigt wurde,

a) eine Schutzzone im Umkreis von mindestens 3 km und

b) eine Überwachungszone im Umkreis von mindestens
10 km, die Schutzzone inbegriffen.

(2) Bei der Errichtung der Schutz- und Überwachungszonen
im Sinne von Absatz 1 werden den geografischen, administrati-

ven, ökologischen und epizootiologischen Verhältnissen im Zu-
sammenhang mit der Aviären Influenza und den Kontrollein-
richtungen Rechnung getragen.

(3) Erstrecken sich die Schutz- oder Überwachungsgebiete
auf die Hoheitsgebiete anderer Mitgliedstaaten, so arbeitet
Deutschland bei der Einrichtung dieser Zonen mit den Behörden
dieser Mitgliedstaaten zusammen.

(4) Deutschland teilt der Kommission und den anderen Mit-
gliedstaaten die Einzelheiten aller gemäß diesem Artikel einge-
richteter Schutz- und Überwachungszonen mit.

Artikel 3

Maßnahmen in der Schutzzone

(1) Deutschland trägt dafür Sorge, dass in der Schutzzone
zumindest folgende Maßnahmen getroffen werden:

a) die Identifizierung aller Betriebe in der Zone;

b) regelmäßige und dokumentierte Besuche aller gewerblichen
Betriebe; eine klinische Untersuchung des Geflügels, erforder-
lichenfalls einschließlich von Probenahmen zur Laborunter-
suchung;

c) die Durchführung angemessener Biosicherheitsmaßnahmen
im landwirtschaftlichen Betrieb, einschließlich der Desinfizie-
rung an den Ein- und Ausgängen des Betriebs, der allgemei-
nen Unterbringung des Geflügels oder der Unterbringung in
besonderen Räumlichkeiten, so dass der direkte und indirekte
Kontakt zu anderem Geflügel und anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln vermieden werden kann;

d) die Durchführung der in der Entscheidung 2005/734/EG
festgelegten Biosicherheitsmaßnahmen;

e) die Kontrolle der Verbringung von Geflügelerzeugnissen ge-
mäß Artikel 9;

f) aktive Seuchenüberwachungsmaßnahmen bei der Wildvogel-
bevölkerung, insbesondere bei Wasservögeln, erforderlichen-
falls in Zusammenarbeit mit Jägern und Vogelbeobachtern,
denen genaue Anweisungen für Maßnahmen gegeben wer-
den, um sich selbst vor Ansteckung mit dem Virus zu schüt-
zen und die Ausbreitung des Virus auf empfängliche Vögel
zu verhüten;

g) Kampagnen zur Sensibilisierung von Eigentümern, Jägern
und Vogelbeobachtern für die Seuche.
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2. Deutschland trägt dafür Sorge, dass in der Schutzzone
Folgendes verboten ist:

a) das Entfernen von Geflügel und anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln aus dem Betrieb, in dem sie gehalten
werden;

b) das Versammeln von Geflügel und anderen in Gefangen-
schaft gehaltenen Vögeln auf Messen, Märkten, Tierschauen
oder anderen Zusammenführungen;

c) die Beförderung von Geflügel und anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln durch die Zone, ausgenommen die
Durchfuhr auf Hauptstraßen oder mit der Eisenbahn oder
die Direktbeförderung zu einem Schlachthaus zur unverzü-
glichen Schlachtung;

d) der Versand von Bruteiern aus der Zone;

e) der Versand von Frischfleisch, Hackfleisch, Fleischzubereitun-
gen und Fleischerzeugnissen von Geflügel und anderen in
Gefangenschaft gehaltenen Vögeln und frei lebendem Feder-
wild aus der Zone;

f) die Beförderung von unverarbeiteter benutzter Einstreu bzw.
von Gülle aus Betrieben innerhalb der Zone zu Orten außer-
halb der Zone bzw. ihre dortige Verbreitung, ausgenommen
die Beförderung zur Verarbeitung gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1774/2002;

g) das Jagen von Wildvögeln.

Artikel 4

Maßnahmen in der Überwachungszone

(1) Deutschland trägt dafür Sorge, dass in der Überwachungs-
zone zumindest folgende Maßnahmen getroffen werden:

a) die Identifizierung aller Betriebe in der Zone;

b) die Durchführung angemessener Biosicherheitsmaßnahmen
im landwirtschaftlichen Betrieb, einschließlich der Desinfizie-
rung an den Ein- und Ausgängen des Betriebs;

c) die Durchführung der in der Entscheidung 2005/734/EG
festgelegten Biosicherheitsmaßnahmen;

d) die Kontrolle der Verbringung von Geflügel und anderen in
Gefangenschaft gehaltenen Vögeln und Bruteiern innerhalb
der Zone.

(2) Deutschland trägt dafür Sorge, dass in der Überwachungs-
zone Folgendes verboten ist:

a) die Verbringung von Geflügel und anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln aus der Zone innerhalb der ersten 15
Tage nach Einrichtung der Zone;

b) das Versammeln von Geflügel und anderen in Gefangen-
schaft gehaltenen Vögeln auf Messen, Märkten, Tierschauen
oder anderen Zusammenführungen;

c) das Jagen von Wildvögeln.

Artikel 5

Laufzeit der Maßnahmen

Wird bestätigt, dass es sich um einen anderen Neuraminidase-
Typ als N1 handelt, so werden die in den Artikeln 3 und 4
genannten Maßnahmen aufgehoben.

Wird das Vorhandensein eines Influenza-A-Virus des Subtyps
H5N1 in Wildvögeln bestätigt, so gelten die in den Artikeln 3
und 4 genannten Maßnahmen so lange wie dies in Anbetracht
der geografischen, administrativen, ökologischen und epizootio-
logischen Verhältnissen im Zusammenhang mit der Aviären
Influenza nötig ist und im Falle der Schutzzone mindestens
21 Tage lang bzw. im Falle der Überwachungszone mindestens
30 Tage lang ab dem Tag, an dem bei klinisch erkrankten
Wildvögeln ein H5-Virus der Aviären Influenza isoliert wurde.

Artikel 6

Abweichungen bei lebenden Vögeln und Eintagsküken

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a kann
Deutschland die Beförderung von Junghennen und Mastputen
zu Betrieben unter amtlicher Kontrolle genehmigen, die in der
Schutz- oder der Überwachungszone liegen.

(2) Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a bzw.
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a kann Deutschland folgende
Beförderungen genehmigen:

a) von zur unmittelbaren Schlachtung bestimmtem Geflügel,
einschließlich ausgemerzter Legehennen, zu einem in der
Schutz- oder der Überwachungszone gelegenen Schlachthof,
oder, falls dies nicht möglich ist, zu einem von der zuständi-
gen Behörde bezeichneten Schlachthof außerhalb der Zonen;

b) von Eintagsküken aus der Schutzzone zu im Hoheitsgebiet
Deutschlands gelegenen Betrieben unter amtlicher Kontrolle,
in denen sich kein anderes Geflügel und keine anderen in
Gefangenschaft gehaltenen Vögel befinden, ausgenommen
Heimvögel gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c Ziffer i,
die getrennt von Geflügel gehalten werden;

c) von Eintagsküken aus der Überwachungszone zu im Ho-
heitsgebiet Deutschlands gelegenen Betrieben unter amtlicher
Kontrolle;
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d) von Junghennen und Mastputen zu im Hoheitsgebiet
Deutschlands gelegenen Betrieben unter amtlicher Kontrolle;

e) von Heimvögeln gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c
Ziffer i zu im Hoheitsgebiet Deutschlands gelegenen Betrie-
ben, in denen kein Geflügel gehalten wird, wenn die Sen-
dung aus höchstens fünf Vögeln in Käfigen besteht, unbe-
schadet der einzelstaatlichen Vorschriften gemäß Artikel 1
Absatz 3 der Richtlinie 92/65/EWG;

f) von Vögeln gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c, die aus
gemäß Artikel 13 der Richtlinie 92/65/EWG zugelassenen
Einrichtungen, Instituten oder Zentren stammen und für
solche bestimmt sind.

Artikel 7

Abweichungen bei Bruteiern

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe d kann
Deutschland Folgendes genehmigen:

a) die Beförderung von Bruteiern aus der Schutzzone zu einer
ausgewiesenen Brüterei im Hoheitsgebiet Deutschlands;

b) die Verbringung von Bruteiern aus der Schutzzone zu Brüte-
reien außerhalb des Hoheitsgebiets Deutschlands, vorausge-
setzt,

i) die Bruteier wurden von Legebeständen gesammelt,

— bei denen kein Verdacht auf Befall mit Aviärer Influ-
enza besteht und

— von denen mit Negativbefund genügend Tiere serolo-
gisch auf Aviäre Influenza untersucht wurden, um mit
einer Nachweissicherheit von mindestens 95 % eine
Seuchenprävalenz von 5 % festzustellen, und

ii) die Bedingungen von Artikel 26 Absatz 1 Buchstaben b,
c und d der Richtlinie 2005/94/EG werden eingehalten.

(2) Die Gesundheitsbescheinigungen nach Muster 1 in An-
hang IV der Richtlinie 90/539/EWG, die Sendungen von Brut-
eiern gemäß Absatz 1 Buchstabe b auf dem Weg in andere
Mitgliedstaaten begleiten, müssen folgenden Vermerk enthalten:

„Die Eier in dieser Sendung erfüllen die Hygieneanforderun-
gen der Entscheidung 2006/104/EG der Kommission“.

Artikel 8

Abweichungen bei Fleisch, Hackfleisch, Fleischzubereitun-
gen und Fleischerzeugnissen

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe e kann
Deutschland den Versand folgender Erzeugnisse aus der Schutz-
zone genehmigen:

a) von Frischfleisch von Geflügel, einschließlich Fleisch von
Laufvögeln, mit Ursprung in oder außerhalb der Zone, das
gemäß Anhang II sowie Anhang III Abschnitte II und III
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 erzeugt und gemäß
Anhang I Abschnitten I, II und III sowie Abschnitt IV Kapitel
V und VII der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 kontrolliert
worden ist;

b) von Hackfleisch, Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnis-
sen, die unter Buchstabe a genanntes Fleisch enthalten und
gemäß Anhang III Abschnitte V und VI der Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 erzeugt worden sind;

c) von Frischfleisch von frei lebendem Federwild mit Ursprung
in der Zone, wenn das Fleisch mit der Genusstauglichkeits-
kennzeichnung gemäß Anhang II der Richtlinie 2002/99/EG
versehen und zur Beförderung zu einem Betrieb zu der für
die Aviäre Influenza vorgeschriebenen Behandlung gemäß
Anhang III derselben Richtlinie bestimmt ist;

d) von Fleischerzeugnissen, die aus Fleisch von frei lebendem
Federwild gewonnen wurden, das einer für die Aviäre Influ-
enza vorgeschriebenen Behandlung gemäß Anhang III der
Richtlinie 2002/99/EG unterzogen worden ist;

e) von Frischfleisch von frei lebendem Federwild mit Ursprung
außerhalb der Zone, das in Betrieben innerhalb der Schutz-
zone gemäß Anhang III Abschnitt IV der Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 erzeugt und gemäß Anhang I Abschnitt IV
Kapitel VIII der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 kontrolliert
worden ist;

f) von Hackfleisch, Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnis-
sen, die unter Buchstabe e genanntes Fleisch enthalten und in
Betrieben innerhalb der Schutzzone gemäß Anhang III Ab-
schnitte V und VI der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 er-
zeugt worden sind.

(2) Deutschland trägt dafür Sorge, dass die in Absatz 1 Buch-
staben e und f genannten Erzeugnisse von einem Handelspapier
begleitet sind, das folgenden Vermerk enthält:

„Die Tiere in dieser Sendung erfüllen die Tiergesundheitsan-
forderungen der Entscheidung 2006/104/EG der Kommis-
sion“.
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Artikel 9

Bedingungen für tierische Nebenprodukte

(1) Gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e kann Deutschland
die Versendung genehmigen von

a) tierischen Nebenprodukten, die die Anforderungen von An-
hang VII Kapitel II Abschnitt A, Kapitel III Abschnitt B,
Kapitel IV Abschnitt A, Kapitel VI Abschnitte A und B,
Kapitel VII Abschnitt A, Kapitel VIII Abschnitt A, Kapitel
IX Abschnitt A und Kapitel X Abschnitt A sowie von An-
hang VIII Kapitel II Abschnitt B und Kapitel III Abschnitt II
Teil A der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 erfüllen;

b) unbehandelten Federn oder Federteilen gemäß Anhang VIII
Kapitel VIII Abschnitt A Nummer 1 Buchstabe a der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1774/2002 von Geflügel von außerhalb
der Schutzzone;

c) behandelten Federn und Federteilen von Geflügel, die einer
Dampfspannung ausgesetzt oder nach einem anderen die
Abtötung der Erreger gewährleistenden Verfahren behandelt
wurden;

d) Erzeugnissen von Geflügel oder anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln, die nach geltendem Gemeinschaftsrecht
keinen spezifischen Veterinärbedingungen unterliegen und
die nicht aus tierseuchenrechtlichen Gründen verboten oder
anderweitig beschränkt sind, einschließlich der Erzeugnisse
gemäß Anhang VIII Kapitel VII Abschnitt A Nummer 1
Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002.

(2) Deutschland trägt dafür Sorge, dass die Erzeugnisse ge-
mäß Absatz 1 Buchstaben b und c von einem Handelspapier
gemäß Anhang II Kapitel X der Verordnung (EG) Nr.
1774/2002 begleitet sind, aus dem unter Nummer 6.1 hervor-
geht, dass die Erzeugnisse einer Dampfspannung ausgesetzt oder
nach einem anderen Verfahren behandelt wurden, das die Abtö-
tung von Krankheitserregern gewährleistet.

Dieses Handelspapier ist jedoch nicht erforderlich für behandelte
Zierfedern, behandelte Federn, die von Reisenden zum eigenen

Gebrauch im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, oder
behandelte Federn, die Privatpersonen zu nicht gewerblichen
Zwecken zugesandt werden.

Artikel 10

Bedingungen für die Verbringung

(1) Werden Verbringungen von unter diese Entscheidung fal-
lenden Tieren oder deren Erzeugnissen gemäß den Artikeln 6
bis 9 genehmigt, so werden alle angemessenen Biosicherheits-
maßnahmen getroffen, um die Verschleppung der Aviären In-
fluenza zu verhüten.

(2) Wird die Versendung, Verbringung oder Beförderung der
in Absatz 1 genannten Erzeugnisse gemäß den Artikeln 7 bis 9
genehmigt, so müssen diese von anderen Erzeugnissen, die die
Tiergesundheitsanforderungen für den Handel, das Inverkehr-
bringen und die Ausfuhr in Drittländer erfüllen, getrennt ge-
wonnen, gehandhabt, behandelt, gelagert und befördert werden.

Artikel 11

Umsetzung

Deutschland trifft umgehend die erforderlichen Maßnahmen,
um dieser Entscheidung nachzukommen, und veröffentlicht
diese Maßnahmen. Es teilt dies der Kommission umgehend mit.

Artikel 12

Adressaten

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland ge-
richtet.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 15. Februar 2006

mit vorübergehenden Schutzmaßnahmen wegen Verdachtsfällen von hoch pathogener Aviärer
Influenza bei Wildvögeln in Ungarn

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 526)

(Nur der ungarische Text ist verbindlich)

(2006/105/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11.
Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrol-
len im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den
gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf Artikel 9 Ab-
satz 3,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchte-
rischen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit
lebenden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen-
markt (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 998/2003 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die
Veterinärbedingungen für die Verbringung von Heimtieren zu
anderen als Handelszwecken und zur Änderung der Richtlinie
92/65/EWG des Rates (3), insbesondere auf Artikel 18,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Aviäre Influenza (Geflügelpest) ist eine hochinfektiöse
und von hoher Mortalität gekennzeichnete Viruserkran-
kung von Geflügel und anderen Vögeln, die schnell epi-
demische Ausmaße annehmen und die Gesundheit von
Mensch und Tier ernsthaft gefährden sowie die Produk-
tivität der Geflügelwirtschaft stark beeinträchtigen kann.
Es besteht die Gefahr, dass der Erreger von Wildvögeln
auf domestizierte Vögel, insbesondere Hausgeflügel, über-
tragen und über den internationalen Handel mit lebenden
Vögeln und ihren Erzeugnissen von einem Mitgliedstaat
in andere Mitgliedstaaten eingeschleppt wird.

(2) Ungarn hat der Kommission gemeldet, dass ein aviäres
Influenza-H5-Virus bei klinisch erkrankten Wildvögeln
isoliert wurde. Bis der Influenza-(N)-Neuraminidase-Typ
und der Pathogenitätsindex bestimmt sind, liegt aufgrund

des klinischen Krankheitsbildes und der Seuchenlage der
Verdacht auf eine Infektion mit hoch pathogenen aviären
Influenza-A-Viren des Subtyps H5N1 nahe.

(3) Ungarn hat unverzüglich Maßnahmen im Sinne der
Richtlinie 92/40/EWG des Rates vom 19. Mai 1992
mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der Ge-
flügelpest (4) getroffen.

(4) Aufgrund der Seuchengefahr sollten vorübergehende
Schutzmaßnahmen erlassen werden, um den besonderen
Risiken in verschiedenen Gebieten der Gemeinschaft zu
begegnen.

(5) Im Interesse der Einheitlichkeit der gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften sollten für die vorliegende Entschei-
dung bestimmte Begriffsbestimmungen der Richtlinie
2005/94/EG des Rates vom 20. Dezember 2005 mit
Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der Aviären
Influenza und zur Aufhebung der Richtlinie
92/40/EWG (5), der Richtlinie 90/539/EWG des Rates
vom 15. Oktober 1990 über die tierseuchenrechtlichen
Bedingungen für den innergemeinschaftlichen Handel mit
Geflügel und Bruteiern und für ihre Einfuhr aus Drittlän-
dern (6), der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit
spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tie-
rischen Ursprungs (7) und der Verordnung (EG) Nr.
998/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Mai 2003 über die Veterinärbedingungen für
die Verbringung von Heimtieren zu anderen als Handels-
zwecken und zur Änderung der Richtlinie 92/65/EWG
des Rates (8) gelten.

(6) Es sollten Schutz- und Überwachungszonen um den Ort
eingerichtet werden, an dem die Seuche bei Wildvögeln
festgestellt wurde. Diese Zonen sollten auf das zur Ver-
hütung der Viruseinschleppung in gewerbliche und nicht
gewerbliche Geflügelbestände erforderliche Mindestgebiet
beschränkt sein.
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(7) Es ist angebracht, die Verbringung von insbesondere
lebenden Vögeln und Bruteiern zu kontrollieren und zu
beschränken, wobei der kontrollierte Versand solcher Vö-
gel und Erzeugnisse aus den Zonen unter bestimmten
Bedingungen erlaubt werden soll.

(8) Die Maßnahmen der Entscheidung 2005/734/EG der
Kommission vom 19. Oktober 2005 mit Biosicherheits-
maßnahmen zur Verringerung des Risikos der Übertra-
gung hoch pathogener aviärer Influenza-A-Viren des Sub-
typs H5N1 von Wildvögeln auf Hausgeflügel und andere
in Gefangenschaft gehaltene Vogelarten und zur Früher-
kennung der Krankheit in besonders gefährdeten Gebie-
ten (1) sollten in den Schutz- und Überwachungszonen
unabhängig vom definierten Risikostatus des Gebiets
durchgeführt werden, in dem ein Verdacht auf hoch pa-
thogene Aviäre Influenza bei Wildvögeln besteht oder
das Auftreten bestätigt wurde.

(9) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober 2002
mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen
Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte (2) ist das In-
verkehrbringen verschiedener tierischer Nebenprodukte
wie Gelatine für technische Verwendungszwecke sowie
Material für pharmazeutische und andere Zwecke aus
Gebieten der Gemeinschaft, die tierseuchenrechtlichen Be-
schränkungen unterliegen, zulässig, da diese Produkte
aufgrund ihrer besonderen Produktions-, Verarbeitungs-
und Verwendungsbedingungen, durch die etwa vorhan-
dene Erreger wirksam abgetötet werden bzw. der Kontakt
mit empfänglichen Tieren vermieden wird, als gesund-
heitlich unbedenklich gelten. Daher kann die Beförderung
aus den Schutzzonen von unverarbeiteter benutzter Ein-
streu bzw. von Gülle zu Behandlungszwecken gemäß der
vorgenannten Verordnung und von tierischen Nebenpro-
dukten erlaubt werden, die den Bedingungen der Verord-
nung genügen.

(10) In der Richtlinie 92/65/EWG des Rates vom 13. Juli
1992 über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für
den Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen
in der Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die
Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich nicht den spezifi-
schen Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Ab-
schnitt I der Richtlinie 90/425/EWG unterliegen (3),
sind zugelassene Einrichtungen, Institute und Zentren
und eine Musterbescheinigung vorgesehen, die beim Han-
del mit Tieren oder ihren Gameten zwischen solchen
Einrichtungen in verschiedenen Mitgliedstaaten mitzufüh-
ren ist. Für Vögel, die sich auf dem Wege von und zu
den gemäß der genannten Richtlinie zugelassenen Ein-

richtungen, Instituten und Zentren befinden, sollte eine
Ausnahme von den Beförderungseinschränkungen vorge-
sehen werden.

(11) Die Beförderung von Bruteiern aus den Schutzzonen
sollte unter bestimmten Bedingungen erlaubt werden.
Der Versand von Bruteiern nach anderen Ländern kann
erlaubt werden, wenn insbesondere die Bedingungen der
Richtlinie 2005/94/EG eingehalten werden. In solchen
Fällen sollten die in der Richtlinie 90/539/EWG vorge-
sehenen Gesundheitsbescheinigungen eine Bezugnahme
auf die vorliegende Entscheidung enthalten.

(12) Der Versand von Fleisch, Hackfleisch/Faschiertem (*),
Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnissen aus den
Schutzzonen sollte unter bestimmten Bedingungen er-
laubt werden, insbesondere, wenn bestimmte Anforde-
rungen der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 und der Ver-
ordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 29. April 2004 mit besonde-
ren Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung
von zum menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnis-
sen tierischen Ursprungs (4) erfüllt sind.

(13) Die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember
2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen Vor-
schriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Ver-
trieb und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen Ur-
sprungs (5) enthält eine Liste von Behandlungen, die
Fleisch aus Sperrgebieten gesundheitlich unbedenklich
machen, bietet die Möglichkeit der Einführung eines be-
sonderen Genusstauglichkeitskennzeichens und regelt die
Kennzeichnung von Fleisch, das aus tierseuchenrechtli-
chen Gründen nicht in Verkehr gebracht werden darf.
Es ist angebracht, den Versand von Fleisch, das das in
der Richtlinie vorgesehene Genusstauglichkeitskennzei-
chen trägt, und von Fleischerzeugnissen, die in der Richt-
linie genannten Behandlungen unterzogen wurden, aus
den Schutzzonen zu erlauben.

(14) Bis zum Zusammentreten des Ständigen Ausschusses für
die Lebensmittelkette und Tiergesundheit sollte die Kom-
mission in Zusammenarbeit mit dem betreffenden Mit-
gliedstaat vorübergehende Maßnahmen zum Schutz ge-
gen die hoch pathogene Aviäre Influenza bei Wildvögeln
treffen.

(15) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen sind
auf der nächsten Sitzung des Ständigen Ausschusses für
die Lebensmittelkette und Tiergesundheit zu überprü-
fen —

DEL 46/60 Amtsblatt der Europäischen Union 16.2.2006

(1) ABl. L 274 vom 20.10.2005, S. 105. Zuletzt geändert durch die
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand, Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

(1) Mit dieser Entscheidung werden vorübergehende Maßnah-
men zum Schutz gegen die hoch pathogene Aviäre Influenza
bei Wildvögeln in Ungarn festgelegt, die durch das Influenza-A-
Virus des Subtyps H5 hervorgerufen wird und bei der der Ver-
dacht besteht, dass sie vom Neuraminidase-Typ N1 ist, um die
Übertragung der Aviären Influenza von Wildvögeln auf Geflügel
oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Spezies sowie
den Befall ihrer Erzeugnisse zu verhüten.

(2) Sofern nichts anderes vorgesehen ist, gelten die Begriffs-
bestimmungen der Richtlinie 2005/94/EG. Zusätzlich gelten fol-
gende Begriffsbestimmungen:

a) „Bruteier“ sind Eier im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 der
Richtlinie 90/539/EWG;

b) „frei lebendes Federwild“ ist Wild im Sinne von Anhang I
Nummer 1.5 zweiter Gedankenstrich und Nummer 1.7 der
Verordnung (EG) Nr. 853/2004;

c) „in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Spezies“ sind
Vögel im Sinne von Artikel 2 Nummer 6 der Richtlinie
2005/94/EG, einschließlich von

i) Heimtieren der Vogelarten gemäß Artikel 3 Buchstabe a
der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 und

ii) in zoologischen Gärten, Zirkussen, Vergnügungsparks
und Versuchslaboratorien gehaltenen Vögeln.

Artikel 2

Errichtung von Schutz- und Überwachungszonen

(1) Ungarn errichtet um das Gebiet, in dem das Auftreten der
durch das Influenza-A-Virus des Subtyps H5 verursachten hoch
pathogenen Aviären Influenza bestätigt und entweder Verdacht
auf Neuraminidase-Typ N1 besteht oder dieser bestätigt wurde,

a) eine Schutzzone im Umkreis von mindestens 3 km und

b) eine Überwachungszone im Umkreis von mindestens
10 km, die Schutzzone inbegriffen.

(2) Bei der Errichtung der Schutz- und Überwachungszonen
im Sinne von Absatz 1 werden den geografischen, administrati-

ven, ökologischen und epizootiologischen Verhältnissen im Zu-
sammenhang mit der Aviären Influenza und den Kontrollein-
richtungen Rechnung getragen.

(3) Erstrecken sich die Schutz- oder Überwachungsgebiete
auf die Hoheitsgebiete anderer Mitgliedstaaten, so arbeitet Un-
garn bei der Einrichtung dieser Zonen mit den Behörden dieser
Mitgliedstaaten zusammen.

(4) Ungarn teilt der Kommission und den anderen Mitglied-
staaten die Einzelheiten aller gemäß diesem Artikel eingerichte-
ter Schutz- und Überwachungszonen mit.

Artikel 3

Maßnahmen in der Schutzzone

(1) Ungarn trägt dafür Sorge, dass in der Schutzzone zumin-
dest folgende Maßnahmen getroffen werden:

a) die Identifizierung aller Betriebe in der Zone;

b) regelmäßige und dokumentierte Besuche aller gewerblichen
Betriebe; eine klinische Untersuchung des Geflügels, erforder-
lichenfalls einschließlich von Probenahmen zur Laborunter-
suchung;

c) die Durchführung angemessener Biosicherheitsmaßnahmen
im landwirtschaftlichen Betrieb, einschließlich der Desinfizie-
rung an den Ein- und Ausgängen des Betriebs, der allgemei-
nen Unterbringung des Geflügels oder der Unterbringung in
besonderen Räumlichkeiten, so dass der direkte und indirekte
Kontakt zu anderem Geflügel und anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln vermieden werden kann;

d) die Durchführung der in der Entscheidung 2005/734/EG
festgelegten Biosicherheitsmaßnahmen;

e) die Kontrolle der Verbringung von Geflügelerzeugnissen ge-
mäß Artikel 9;

f) aktive Seuchenüberwachungsmaßnahmen bei der Wildvogel-
bevölkerung, insbesondere bei Wasservögeln, erforderlichen-
falls in Zusammenarbeit mit Jägern und Vogelbeobachtern,
denen genaue Anweisungen für Maßnahmen gegeben wer-
den, um sich selbst vor Ansteckung mit dem Virus zu schüt-
zen und die Ausbreitung des Virus auf empfängliche Vögel
zu verhüten;

g) Kampagnen zur Sensibilisierung von Eigentümern, Jägern
und Vogelbeobachtern für die Seuche.
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(2) Ungarn trägt dafür Sorge, dass in der Schutzzone Folgen-
des verboten ist:

a) das Entfernen von Geflügel und anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln aus dem Betrieb, in dem sie gehalten
werden;

b) das Versammeln von Geflügel und anderen in Gefangen-
schaft gehaltenen Vögeln auf Messen, Märkten, Tierschauen
oder anderen Zusammenführungen;

c) die Beförderung von Geflügel und anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln durch die Zone, ausgenommen die
Durchfuhr auf Hauptstraßen oder mit der Eisenbahn oder
die Direktbeförderung zu einem Schlachthaus zur unverzü-
glichen Schlachtung;

d) der Versand von Bruteiern aus der Zone;

e) der Versand von Frischfleisch, Hackfleisch, Fleischzubereitun-
gen und Fleischerzeugnissen von Geflügel und anderen in
Gefangenschaft gehaltenen Vögeln und frei lebendem Feder-
wild aus der Zone;

f) die Beförderung von unverarbeiteter benutzter Einstreu bzw.
von Gülle aus Betrieben innerhalb der Zone zu Orten außer-
halb der Zone bzw. ihre dortige Verbreitung, ausgenommen
die Beförderung zur Verarbeitung gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1774/2002;

g) das Jagen von Wildvögeln.

Artikel 4

Maßnahmen in der Überwachungszone

(1) Ungarn trägt dafür Sorge, dass in der Überwachungszone
zumindest folgende Maßnahmen getroffen werden:

a) die Identifizierung aller Betriebe in der Zone;

b) die Durchführung angemessener Biosicherheitsmaßnahmen
im landwirtschaftlichen Betrieb, einschließlich der Desinfizie-
rung an den Ein- und Ausgängen des Betriebs;

c) die Durchführung der in der Entscheidung 2005/734/EG
festgelegten Biosicherheitsmaßnahmen;

d) die Kontrolle der Verbringung von Geflügel und anderen in
Gefangenschaft gehaltenen Vögeln und Bruteiern innerhalb
der Zone.

(2) Ungarn trägt dafür Sorge, dass in der Überwachungszone
Folgendes verboten ist:

a) die Verbringung von Geflügel und anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln aus der Zone innerhalb der ersten 15
Tage nach Einrichtung der Zone;

b) das Versammeln von Geflügel und anderen in Gefangen-
schaft gehaltenen Vögeln auf Messen, Märkten, Tierschauen
oder anderen Zusammenführungen;

c) das Jagen von Wildvögeln.

Artikel 5

Laufzeit der Maßnahmen

Wird bestätigt, dass es sich um einen anderen Neuraminidase-
Typ als N1 handelt, so werden die in den Artikeln 3 und 4
genannten Maßnahmen aufgehoben.

Wird das Vorhandensein eines Influenza-A-Virus des Subtyps
H5N1 in Wildvögeln bestätigt, so gelten die in den Artikeln 3
und 4 genannten Maßnahmen so lange wie dies in Anbetracht
der geografischen, administrativen, ökologischen und epizootio-
logischen Verhältnissen im Zusammenhang mit der Aviären
Influenza nötig ist und im Falle der Schutzzone mindestens
21 Tage lang bzw. im Falle der Überwachungszone mindestens
30 Tage lang ab dem Tag, an dem bei klinisch erkrankten
Wildvögeln ein H5-Virus der Aviären Influenza isoliert wurde.

Artikel 6

Abweichungen bei lebenden Vögeln und Eintagsküken

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a kann
Ungarn die Beförderung von Junghennen und Mastputen zu
Betrieben unter amtlicher Kontrolle genehmigen, die in der
Schutz- oder der Überwachungszone liegen.

(2) Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a bzw.
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a kann Ungarn folgende Beförde-
rungen genehmigen:

a) von zur unmittelbaren Schlachtung bestimmtem Geflügel,
einschließlich ausgemerzter Legehennen, zu einem in der
Schutz- oder der Überwachungszone gelegenen Schlachthof,
oder, falls dies nicht möglich ist, zu einem von der zuständi-
gen Behörde bezeichneten Schlachthof außerhalb der Zonen;

b) von Eintagsküken aus der Schutzzone zu im Hoheitsgebiet
Ungarns gelegenen Betrieben unter amtlicher Kontrolle, in
denen sich kein anderes Geflügel und keine anderen in Ge-
fangenschaft gehaltenen Vögel befinden, ausgenommen
Heimvögel gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c Ziffer i,
die getrennt von Geflügel gehalten werden;

c) von Eintagsküken aus der Überwachungszone zu im Ho-
heitsgebiet Ungarns gelegenen Betrieben unter amtlicher
Kontrolle;
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d) von Junghennen und Mastputen zu im Hoheitsgebiet Un-
garns gelegenen Betrieben unter amtlicher Kontrolle;

e) von Heimvögeln gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c
Ziffer i zu im Hoheitsgebiet Ungarns gelegenen Betrieben,
in denen kein Geflügel gehalten wird, wenn die Sendung
aus höchstens fünf Vögeln in Käfigen besteht, unbeschadet
der einzelstaatlichen Vorschriften gemäß Artikel 1 Absatz 3
der Richtlinie 92/65/EWG;

f) von Vögeln gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c, die aus
gemäß Artikel 13 der Richtlinie 92/65/EWG zugelassenen
Einrichtungen, Instituten oder Zentren stammen und für
solche bestimmt sind.

Artikel 7

Abweichungen bei Bruteiern

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe d kann
Ungarn Folgendes genehmigen:

a) die Beförderung von Bruteiern aus der Schutzzone zu einer
ausgewiesenen Brüterei im Hoheitsgebiet Ungarns;

b) die Verbringung von Bruteiern aus der Schutzzone zu Brüte-
reien außerhalb des Hoheitsgebiets Ungarns, vorausgesetzt,

i) die Bruteier wurden von Legebeständen gesammelt,

— bei denen kein Verdacht auf Befall mit Aviärer Influ-
enza besteht und

— von denen mit Negativbefund genügend Tiere serolo-
gisch auf Aviäre Influenza untersucht wurden, um mit
einer Nachweissicherheit von mindestens 95 % eine
Seuchenprävalenz von 5 % festzustellen, und

ii) die Bedingungen von Artikel 26 Absatz 1 Buchstaben b,
c und d der Richtlinie 2005/94/EG werden eingehalten.

(2) Die Gesundheitsbescheinigungen nach Muster 1 in An-
hang IV der Richtlinie 90/539/EWG, die Sendungen von Brut-
eiern gemäß Absatz 1 Buchstabe b auf dem Weg in andere
Mitgliedstaaten begleiten, müssen folgenden Vermerk enthalten:

„Die Eier in dieser Sendung erfüllen die Hygieneanforderun-
gen der Entscheidung 2006/105/EG der Kommission“.

Artikel 8

Abweichungen bei Fleisch, Hackfleisch, Fleischzubereitun-
gen und Fleischerzeugnissen

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe e kann
Ungarn den Versand folgender Erzeugnisse aus der Schutzzone
genehmigen:

a) von Frischfleisch von Geflügel, einschließlich Fleisch von
Laufvögeln, mit Ursprung in oder außerhalb der Zone, das
gemäß Anhang II sowie Anhang III Abschnitte II und III
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 erzeugt und gemäß
Anhang I Abschnitten I, II und III sowie Abschnitt IV Kapitel
V und VII der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 kontrolliert
worden ist;

b) von Hackfleisch, Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnis-
sen, die unter Buchstabe a genanntes Fleisch enthalten und
gemäß Anhang III Abschnitte V und VI der Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 erzeugt worden sind;

c) von Frischfleisch von frei lebendem Federwild mit Ursprung
in der Zone, wenn das Fleisch mit der Genusstauglichkeits-
kennzeichnung gemäß Anhang II der Richtlinie 2002/99/EG
versehen und zur Beförderung zu einem Betrieb zu der für
die Aviäre Influenza vorgeschriebenen Behandlung gemäß
Anhang III derselben Richtlinie bestimmt ist;

d) von Fleischerzeugnissen, die aus Fleisch von frei lebendem
Federwild gewonnen wurden, das einer für die Aviäre Influ-
enza vorgeschriebenen Behandlung gemäß Anhang III der
Richtlinie 2002/99/EG unterzogen worden ist;

e) von Frischfleisch von frei lebendem Federwild mit Ursprung
außerhalb der Zone, das in Betrieben innerhalb der Schutz-
zone gemäß Anhang III Abschnitt IV der Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 erzeugt und gemäß Anhang I Abschnitt IV
Kapitel VIII der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 kontrolliert
worden ist;

f) von Hackfleisch, Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnis-
sen, die unter Buchstabe e genanntes Fleisch enthalten und in
Betrieben innerhalb der Schutzzone gemäß Anhang III Ab-
schnitte V und VI der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 er-
zeugt worden sind.

(2) Ungarn trägt dafür Sorge, dass die in Absatz 1 Buchsta-
ben e und f genannten Erzeugnisse von einem Handelspapier
begleitet sind, das folgenden Vermerk enthält:

„Die Tiere in dieser Sendung erfüllen die Tiergesundheitsan-
forderungen der Entscheidung 2006/105/EG der Kommis-
sion“.
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Artikel 9

Bedingungen für tierische Nebenprodukte

(1) Gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e kann Ungarn die
Versendung genehmigen von

a) tierischen Nebenprodukten, die die Anforderungen von An-
hang VII Kapitel II Abschnitt A, Kapitel III Abschnitt B,
Kapitel IV Abschnitt A, Kapitel VI Abschnitte A und B,
Kapitel VII Abschnitt A, Kapitel VIII Abschnitt A, Kapitel
IX Abschnitt A und Kapitel X Abschnitt A sowie von An-
hang VIII Kapitel II Abschnitt B und Kapitel III Abschnitt II
Teil A der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 erfüllen;

b) unbehandelten Federn oder Federteilen gemäß Anhang VIII
Kapitel VIII Abschnitt A Nummer 1 Buchstabe a der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1774/2002 von Geflügel von außerhalb
der Schutzzone;

c) behandelten Federn und Federteilen von Geflügel, die einer
Dampfspannung ausgesetzt oder nach einem anderen die
Abtötung der Erreger gewährleistenden Verfahren behandelt
wurden;

d) Erzeugnissen von Geflügel oder anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vögeln, die nach geltendem Gemeinschaftsrecht
keinen spezifischen Veterinärbedingungen unterliegen und
die nicht aus tierseuchenrechtlichen Gründen verboten oder
anderweitig beschränkt sind, einschließlich der Erzeugnisse
gemäß Anhang VIII Kapitel VII Abschnitt A Nummer 1
Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002.

(2) Ungarn trägt dafür Sorge, dass die Erzeugnisse gemäß
Absatz 1 Buchstaben b und c von einem Handelspapier gemäß
Anhang II Kapitel X der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 be-
gleitet sind, aus dem unter Nummer 6.1 hervorgeht, dass die
Erzeugnisse einer Dampfspannung ausgesetzt oder nach einem
anderen Verfahren behandelt wurden, das die Abtötung von
Krankheitserregern gewährleistet.

Dieses Handelspapier ist jedoch nicht erforderlich für behandelte
Zierfedern, behandelte Federn, die von Reisenden zum eigenen

Gebrauch im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, oder
behandelte Federn, die Privatpersonen zu nicht gewerblichen
Zwecken zugesandt werden.

Artikel 10

Bedingungen für die Verbringung

(1) Werden Verbringungen von unter diese Entscheidung fal-
lenden Tieren oder deren Erzeugnissen gemäß den Artikeln 6
bis 9 genehmigt, so werden alle angemessenen Biosicherheits-
maßnahmen getroffen, um die Verschleppung der Aviären In-
fluenza zu verhüten.

(2) Wird die Versendung, Verbringung oder Beförderung der
in Absatz 1 genannten Erzeugnisse gemäß den Artikeln 7 bis 9
genehmigt, so müssen diese von anderen Erzeugnissen, die die
Tiergesundheitsanforderungen für den Handel, das Inverkehr-
bringen und die Ausfuhr in Drittländer erfüllen, getrennt ge-
wonnen, gehandhabt, behandelt, gelagert und befördert werden.

Artikel 11

Umsetzung

Ungarn trifft umgehend die erforderlichen Maßnahmen, um die-
ser Entscheidung nachzukommen, und veröffentlicht diese Maß-
nahmen. Es teilt dies der Kommission umgehend mit.

Artikel 12

Adressaten

Diese Entscheidung ist an die Republik Ungarn gerichtet.

Brüssel, den 15. Februar 2006

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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